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Ferner entstehen mich an Mehrausgaben persönlicher und sächlicher Art für verschiedene neu ein¬
gerichteteBezirksvertretnngen etwa 1,2 Millionen. Die Ausgaben werden auch in diesem Falle
durch die eigenen Einnahmen der Anstalt gedeckt; sie belasten den Haupt-Haushaltsplan nicht.

Die erste Fachtommifsion bittet, diese» Haushaltsplan der Verwaltungskosten, so wie er
vorliegt, anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Haberland: Auch hier wird das Wort nicht gewünscht.
Damit ist auch dieser Haushaltsplan genehmigt.

Meine Damen und Herren! Damit wäre unsere Tagesordnung wohl erledigt. Wir habe»
heute mittag im Aeltestenrat über die Geschäftslage gesprochen,und es ist in Aussicht genommen
worden, daß wir den Wunsch au die Fraktionen richten, möglichst heute nachmittag noch, mindestens
aber morgen früh, Fraktionssitzungenabzuhalten zur Verständigung über die Fragen, bei denen es
noch notwendig ist. Wie weit die Ausschüssenoch zu tagen haben, darüber bin ich nicht unter¬
richtet. Ich bitte die Herren Ausschußmitglieder,sich mit ihren Vorsitzenden darüber zu verständigen.
In Aussicht genommen ist, die Vollsitzung morgen um 2 Uhr abzuhalten. Wir hoffen, daß die
Arbeiten so gefördert werden können, daß wir um 5 Uhr Schluß machen können. Nachher soll ein
zwangloses Beisammenseinder Landtagsabgeurdneten stattfinden, über das Sie die näheren Einzel¬
heiten noch in den Fraktionen erfahren können. Uebermorgen,Samstag also, hoffen wir, die Arbeiten
bis mittag beendigen zu tonnen. Natürlich sind diese Mitteilungen ohne jede bindendeVerpflichtung.
Ich denke aber, bei dem nötigen guten Willen auf allen Seiten wird es möglichsein, daß bis
Samstag mittag alle noch erforderlichenArbeiten erledigt werden.

Die Tagesordnung für morgen wird Ihnen frühzeitig zugehen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Die Herren Mitglieder der I. Fachtommissionbitte ich, morgen

früh um 10 Uhr zu einer Sitzung in Zimmer 36 zusammenzutreten.
Stellvertretender VorsitzenderHaberland: Die Sitzung ist gefchlossen.

(Schluß 4 Uhr.)

Fünfte Sitzung
im Ständehllus zu Düsseldorf,Freitag, den 10. Dezember 1920.

(Beginn 2 Uhr 30 Minuten.)

1. Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des geschäftsführendenVorstandes des Landes¬
verbandes der Beamten und Angestellten der RheinischenProvinzialverwaltung auf Bewilligung
einmaliger Vorauszahlungen auf die nach Revision der Besoldungsordnung zu erwartenden
Mehrbezüge.

2. Antrag der Ild-Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmen-
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

3. Antrag der II!, - Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.betreffend
me Tarifsätze der von den Aimenverbiindenzu erstattenden Armcnpflegetosten. ^, .

4- Antrag der Ild - Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
°>e Hufhebung der Abteilung für epileptifche katholifche Kinder in der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalt Iuhannistal bei Suchtet«.



59. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 10. Dezember 1920. 121

5. Antrag der IIK - Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis
31. März 1921.

6. Antrag der lld-Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Durchführung des Gesetzesüber die öffentliche Krüppelfürsorgevom 6. Mai 1920 in der
Rheinprovinz.

7. Antrag der Ild-Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-Arbcitsanstalt zu Bmu-
weiler für das Rechnungsjahr vom l. April 1920 bis 31. März 1921.

8. Autrag der II d-Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung des 5 4 des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Abteilung für
entmündigte Trinker und Arbeitsscheue bei der Provinzial-Arbeitscmstalt in Brauweiler vom
26. Februar bezw. 22. März 1913.

9. Antrag der Ild-Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Polizeistrafgelderfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfunds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis
31. März 1921.

10. Antrag der Ilb-Fachtommission zu deni Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftung?»
und Wohltätigteitsanstlllten fowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von
Epileptikern, Idioten. Blinden. Trinkern und Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

11. Antrag der Ild-Fachtommission zu dem Antrag der U. S.-Fraktion, betreffend Fürsorge für
Kriegsbeschädigteinfolge Gasvergiftung,

12. Antrag der Na-Fachtommissiou zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebammcnlehranstllltenzu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920
bis 31. März 1921. ^ ^ ^

13. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinz«!
ausschuß und die Zentralverwaltungsbehörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis
31. März 1921. . c,. . . «,

14. Antrag der I Fachkommission zu dem Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provmzial-
verwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörendenHaushaltsplänen der ein-
zelnen Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis
31. März 1921

Haupt-HMshaltsplan für die Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920
bis 31. März 1921. ^ «. - <. ^ -> <. ^

15. Antrag der I Fachkommission zu dem Antrag des Herrn ProomziallandtagsabgeordnetenSchwarz
in Solingen anf Bereitstellung eines größeren Zuschusses aus Mitteln der Provinz zum Wieder¬
aufbau des durch Brand zerstörten Schlosses Burg.

16. Antrag der I. Fachtommission: . „ ... ^. «^ . « z. - o . ^
1. zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschussesüber die Einwirkungen des Friedens¬

schlusses und der Besetzungeines Teiles der Rheinprovinz auf die Provmzialverwaltung.
und in Verbindung hiermit

2- Entschließ««» wegen Eupen, Malmedy und Saargebiet.
N- Antrag der Monschall'Kommission.wegen Zuteilung der Bahn Raeren-Kalterherberg an Belgien

bei der Staatsregierung Protest zu erheben. ^
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1«. Antrag der Kommission für das Landesarbeits nnd Bernfsamt zu dem Bericht und Antrag
des Provinzialausschusfes, betreffend Organifation und Sitz des Landesarbeits uud Berufs-
amts der Rheinprovinz.

19, Antrag der IV, Fachkommission,betreffendInstandsetzungskostenvon Gemeindewegen,
20, Antrag der IV, Fachkommission,betreffend Ncsetzuug der Stellen der Fleischbeschauermit

Kriegsbeschädigten.
21, Antrag der Wahlprüfungskommissionzu deu stqttgcfundeneuNeuwahlen zum Provinziallaudtag,
22, Anträge auf Entlastung von Rechnungen uud Oeuchmiguug der vorgekommeneuEtatsüber-

fchreitnngeu: der I, Fachkommission,der Ila-Fachkummission, der IIK-Fachkommission, der
III Fachkommission,der IV, Fachkommission,

Stellvertretender Vorsitzender I)r, Kaiser: Ich eröffne hiermit die fünfte Plenarsitzung
des 59. RheinischenProvinzinllandtages.

Das Protokoll der vorigen Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses.
Wir kommenzn Nr. 1.

Antrag der I, Fachkommission zu dem Antrag des geschäftsführenden Vor¬
standes des Landesverbandes der Beamte» und Angestellten der Rheinischen
Proviuzialverwllltnng auf Bewilligung eiumaliger Vorauszahlungen auf
die nach Revision der Nesolduugsordnung zu crwarteuden Mehrbezüge,

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter I)r. Hagen: Meine Dameu, meine Herren! Ich habe die große Freude,

von der I. Fachkommissionbeauftragt zu sein, Ihnen einen Antrag zu unterbreiten, der bei Ihnen
nicht minder große Freude uud sicher einstimmigeZustimmung finden wird.

Die Beamten der Pruvinzialverwaltung haben eine Eingabe gemacht und haben sie durch
sachgemäße,veruünftige mündlicheErklärungen unterstützt. Wir haben in der Sitzung der I. Fach¬
kommission am vorigen Mittwoch uns eingehend über die Forderungen und Wünsche der Beamten
der Provinzialverwaltung mit diesen selbst resp, mit einer Deputation derselben unterhalten und
haben ans dieser Unterhaltung die traurige Gewißheit geschöpft,daß die Verhältnisse aller unserer
Beamten leider ebenso betrüblichesind, wie diejenigenfast aller Beamten im ganzen Deutschen Reiche.

Nachdem eine Reihe von Städten dazu übergegangen ist, ihren Beamten einen Vorschuß
auf die zuküuftige Besoldung, die ja seit gestern in Reich und Staat znr Tatsache geworden ist,
jetzt noch vor Weihnachtenauszuzahle», uud nachdem nnch die Stadt Düsseldorf damit vorgegangenist,
750 Mark Vorschußan die verheirateten Beamten zu zahle», haben die Beamten von der Provinzial
Verwaltung einen gleichen Wunsch geäußert. Der Wunsch ging dahin, daß 750 Mark für Ver¬
heiratete. 500 Mark für Unverheiratete über 21 Jahren. WO Mark für Unverheiratete bis zn
21 Jahren und 500 Mark für jedes Kind und sonstige nnterhaltungsberechtigteAngehörige bezahlt werden.

Meine Damen uud meine Herren! Ich richte an Sie die Bitte, diesem Wunschezu ent¬
sprechen uud die Provinzialverwaltung in den Stand zn setzen, diese Auszahlung sofort zu machen,
deun nur durch eine sofortigeZahlung kann manche Existenz vor einer betrüblichenZukunft bewahr
bleiben. Wir find überzeugt, daß wir den Beamten damit den Beweis liefern, daß, soweit es
eben in unseren Kräften steht, wir volles Verständnis für ihre Lage haben und daß wir, sowen
wir können, jederzeit besorgt sein weiden, diese Lage zu bessern. Ich hoffe, daß die Hilfe, die m
diesem Augenblick gebracht werden soll, zeitig genug kommt, um zunächst wirtschaftlicheSorge von
den Beamten zu nehmen, und ich hoffe, daß es uns damit gelingt, den Beamten der Provinzial¬
verwaltung einigermaßenerträgliche, angenehme Feiertage zn bereiten. sVeifall.)
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. Ich
stelle die einstimmigeAnnahme dieses Antrages fest.

Wir kommenzu Nr. 2.
Antrag der Ild-Fachkummission zn dem Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis
31. März 1921.

Berichterstatter: Herr Abgeordneter Bottler.
Abgeordneter Buttler: Meine Damen und Herren! Der FachausschußII d empfiehlt

die Annahme des Haushaltsplans, betreffend das Laudarmenwesen. Die Zahlen, die der Haus»
haltsplan ausweist, entsprechennicht mehr der Wirklichkeit, sie ließen sich auch jetzt nicht auf den
Stand der Wirtlichkeit festsetzen; sie müssen so hingenommenund die Wirklichkeit abgewartet werden.

Stellvertretender Vorsitzendervi-. Kaiser: Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. Ich
stelle die unveränderte Annahme auch dieses Antrages fest.

Wir kommenzu Nr, 3:
Antrag der Ild Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses. betreffend die Tarifsätze der von den Armenverbändeu zu er¬
stattenden Armenpflegekosten.

Berichterstatter: Herr AbgeordneterBottler.
Abgeordneter Bottler: Meine Damen und Herren! Nach dem Unterftützuugswuhnsitz-

yesetze hat ein Ortsarmenuerband, der Aufwendungenfür einen Hilfsbedürftigen macht, der nicht
den Unterstützungswohnsitzbei ihm hat, Anspruch auf Erstattung dieser Aufwendungenvon dem¬
jenigen Gemeindeverbande. in welchemder betreffende Unterstützte den Unterstützungswohnsitzhat.
Die Aufwendnugen können durch den Minister — und zwar ist es jetzt der Minister für Volts-
wuhlfahrt — pauschaliert werden durch einen Tarif. Eine solche Pauschalierung hat bereits vor
einer Reihe von Jahren stattgefunden. Der Tarif hat im Jahre 1919 eine Aenderung erfahren,
>mo er muß jetzt wiederum den Teueruugsverhiiltniffen augepaßt werden. Das beabsichtigt der
Minister, und er hat - wie das dem Gesetz entspricht - den Provinziallandtag zu dem Entwurf
gehört, den er demnächst festsetzenwill.

Der Provinzialausschuß empfiehltIhnen - ich verweise ans tue ausführlicheBegründung
der Vorlage - den Entwurf, wie der Minister ihn festsetzenwill, mit der Maßgabe gutzuheißen,
°°ß an Stelle'der Erhöhung von 200«/. eine Erhöhung von 500"/« der Sätze, wie sie der

Minister vorgesehenhat, Platz greift. ^ -<.,.<><. . «, ^ «
Die Fachkommission spricht sich für die Vorlage aus und empfiehltIhnen, dem Beschlusse

des Pruvinzilllausschussesentsprechend zu beschließen.
Stellvertretender Vorsitzender I),-. Kaiser: Wortmeldungenliegen auch hier Nicht vor. Ich

stelle die Annahme des Antrages fest.

An°t"'aa"d« Ilb-Fachtommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialansichusses, betreffend die Aufhebung der Abteilung für epileptische
katholische Kinder in der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal
bei Süchteln.

Berichterstatter: Herr AbgeordneterDr. Stappert.
Abgeordneter Dr Stappert: Meine verehrten Damen und Herren! Die Ild-Fach-

t°mmijfion schlägt Ihnen vor. den Antrag, die Abteilung für epileptische katholische Kinder in der
16»
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Provinzial-Heil- und Pftegeanstalt Iohannistal bei Süchteln aufzuheben, auzunchmen. Ich möchte
mir dazu einige Bemerkungen erlauben.

Bei der Provinzial-Heil- uud Pflegeanstalt Iohannistal bestand eine Abteilung für
epileptischekatholische Kinder mit Schuleinrichtung, und zwar für 60 Knaben uud 60 Mädchen.
Hier wurden die bildungsfähigen katholischenepileptischen Kinder untergebracht, während die ent¬
sprechendenevangelischenKinder in den bekannten Vodelschwingh'schenAnstalten in Bethel bei
Bielefeld untergebracht wurden. Der Betrieb der Anstalt Iohannistal zeigt nun diesen Winter
außerordentlicheSchwierigkeiten,die es nicht möglich machen, die nötigen Kuhlen zur Beheizung der
Anstalt zu beschaffen. Auch waren die Kosten pro Verpflegungstag infolge der hohen Gehälter der
Pfleger und des sonstigenPersonals und infolge der geringen Belegung außerordentlichhoch, zur¬
zeit etwa 26 Mark pro Tag. Es ergaben sich ferner auch Mihstände dadurch, daß der acht¬
stündige Schichtwechseldes Pflegepersonals für die hier zu lösenden erzieherischen Aufgaben, die
eine mütterliche Verbindung zwischenPflegerinnen und Kindern erfordern, wenig förderlich war.
Infolgedessen hat die Provinzialverwaltung die Abteilung aufgehoben und die Kinder in Priuat-
llnstalteu, die von Ordensgesellschaftengeleitet werden, untergebracht, wo der Pflegefatz nur 9 bis
12 Mark beträgt. Die Knaben sind in der Anstalt Unterrath bei Düsseldorf untergebracht und
die Mädchen in der Anstalt Huttrop bei Essen. In der Beratung der II. Fachkommissionist
dieses Vorgehen allgemein als sachgemäßanerkannt und demnach dem Antrage des Pruuinzial-
ausschusses zugestimmtworden. Ich bitte die Plenarversammlung, sich ebenfalls diesem Antrage der
II d-Fachkommissiunanschließen zu wollen und in dem von mir vorgeschlagenen Sinne zu beschließen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Wortmeldungen liegen auch hier nicht vor.
Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu Nummer 5:
Antrag der Üd-Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gefetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

Berichterstatter: Herr Abgeordneter I)r. Stappert.
AbgeordneterDr. Stappert: Bei dem Haushaltsplan der erweiterten Armenpflegemöchte

ich folgendes ausführen.
Aus diesem Haushaltspläne werden die Pflegekosten für die Anstaltsunterbringnng der

urtsarmen Geisteskranken, Idioten und Epileptiker in andere Anstalten bezahlt. Für die Provinzial
anstalten ist der Satz durch das Reglement zurzeit auf 10 Mark pro Tag festgefetzt. Er soll
aber, entsprechenddem früher angenommenen Antrage, auf 18 Mark Pro Tag erhöht werde».
Für die Privatanstalten bedarf die Festsetzungdes Pflegesatzes jedesmaliger Vereinbaruug. Bist,«
hat die Provinzialverwaltung nur einen Pflegesatz von 7—9 Mark bezahlt, da der vorliegende
Haushaltsplan jedoch einen Durchschnittspflegesatzvon 9 Mark vorsieht und Ueberschreitungcndieses
Haushaltsplans vermieden werden sollen. Die Kommission war einmütig der Ansicht, daß dieser
Pflegesatz viel zu gering sei und die Selbstkostender Anstalten in keiner Weise decke. Es wurde
dies auch von der Verwaltung zugegeben und betont, daß jetzt infolge der Erhöhung der von
den Gemeinden zu zahlenden Spezmlkostengrößere Mittel im Haushaltsplan zur Verfügung stehe«
und entsprechende Erhöhungen stattfinden würden. Diese Erhöhungen tonnen aber nicht gleichmäßig
für alle Anstalten festgelegtwerden, vielmehr müssen die Verhältnisse jeder einzelnenAnstalt berück-
,'cht.gt werden. Grundsatz mnß sein, daß die Anstalten auskommen können und ihre Selbstkosten
zum wenigsten decken; sie brauchen aber keine Ueberschüsse zu mache»
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Es wurde von den Mitgliedern der Kommissionauf Grund eigener Kenntnis der ver¬
schiedensten Anstalten dargelegt, daß ein großer Teil derselben sich in außerordentlich schwerer
finanzieller Bedrängnis befindet, und daß sie, wenn nicht eine wesentliche Erhöhung der Pflegesätze
stattfindet, ihre Existenz nicht aufrecht erhalten können. Die Kommissionbeschloß daraufhin, den
Herrn Landeshauptmann zu ersuchen, die Pflegesätzefür die in den Privatanstalten untergebrachten
Geisteskranken und sonstigen Kranken der heutigen Teuerung entsprechend nach den Verhältnissen der
einzelnen Anstalten zu erhöhen. Seitens der Verwaltung wurde auch zugesagt, daß in durchaus
wohlwollenderWeise bei der Erhöhung der Pflegesätze vorgegangen und vor allem dem Wunsche
der Anstalten, ihnen ihre Lebensfähigkeitzu erhalten, entsprochen weiden solle.

Im übrigen schlägt die Kommission Ihnen vor, den Haushaltsplan unverändert anzunehmen.
Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Ich

stelle die Annahme des Antrages fest.
Wir kommen zu Nummer 6:

Antrag der Ilb-Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Durchführung des Gesetzes über die öffentliche
Krüppelfürsorge vom 6. Mai 1920 in der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterCüpper.
Abgeordneter Cüpper: Meine fehr verehrten Damen und Herren! Eine Erweiterung der

sozialen Aufgaben der Prouinzialverwaltung bedeutet die Durchführung des Gesetzes über die öffent¬
liche Krüppelfürforge. Durch das Gesetz, betreffend die öffentlicheKrüppelfürsorge,vom 6. Mai 1920
find den Landarmenverbänden die gleichen Verpflichtungen, die sie bisher schon hinsichtlichder
Geisteskranken, Idioten, Epileptiker,Taubstummen und Blinden hatten, auch hinsichtlich der Krüppel
Übertragen worden. Sie sind danach verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfs¬
bedürftigen Krüppel, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeignetenAnstalten Fürsorge zu
treffen, und zwar in Ausdehnung der bisherigen Bestimmungenüber den Umfang der Armenpflege
bei Krüppeln unter 18 Jahren, auch dann, wenn die Fürsorge lediglich die Enverbsbefiihigungdes
Krüppels zum Ziele hat.

Wie fehr auch dieses Gesetz im Interesse der Krüppel und der Volksgesundhertzu begrüßen
H. so darf doch andererseits nicht verkannt werden, daß es dem Landarmenverbande sowie den
Stadt- und Landkreisengroße Lasten auferlegt, für die keine Deckungvorhanden ist. Das ist die
große Lücke in dem Gesetz:Man entzieht den Verbänden den weitaus größten Teil ihrer Steuer¬
einnahme«. Anstatt nun folgerichtigdie Verpflichtungenzu vermindern, bürdet man ihnen noch
neue auf — meiner Ansicht nach ein unhaltbarer Zustand.

Ich richte an die Herren Oberbürgermeister,die Mitglieder diefes hohen Haufes find, die
Bitte — die Fachkommission Il d ist ebenfalls diefer Ansicht —. beim Stiidtetag dahin zu wirken,
baß er bei der Reichsregierungdahin vorstellig wird, den Stadt- und Landkreiseneinen wesentlich
höheren Zuschuß zu gewähren als bisher. Zwar hat das Abgeordnetenhausbeschlossen,die Staats-
"gierung zu ersuchen, spätestens bis 1. Oktober 1923 der Volksvertretung eine Vorlage für die
Gewährung staatlicher Mittel zur Abbürdung der den Landarmenverbändensowie den Stadt- und
Landkreisenaus diesem Gesetze erwachsenden Kosten zu machen. Es muß dringend gewünscht werden.
d°K die Staatsregierung nicht bis zu diesem Termin wartet, sondern unverzüglichans Werk geht,
und daß der bewilligte Betrag oen Kosten entspricht. . . ^.

Nach den Mitteilungen des Herrn Landesrats Dr. Honon m der FachkommissionII d
'st die Provinzialuerwaltung trotz der entstehendenfinanziellen Belastung bereit, das Gesetz zur
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Durchführung zu bringen. In erster Linie sollen private Anstalten für die Unterbringung der
Krüppel in Betracht kommen,und zwar für katholische Krüppel die Iofefs-Gefellfchaftin Bigge mit
ihren Zweiganstalten in Aachen-Burtscheid,Hochheim und Köln-Ehrenfeld und für evangelische
Krüppel die Anstalten Volmarstein und Kreuznach. Als Pflegesatzkommt in Betracht 15 Mark,
sowie gewisse Nebenkosten. Soweit diese Anstalten nicht ausreichen, ist in Aussicht genommen, die
in der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal frei gewordene Abteilung für epileptifche
Kinder zur Unterbringung der Krüppel zu verwenden. Da es sich bei der Krüppelfürforge nicht
nur um ärztliche, fondern auch um erzieherifcheAufgaben handelt, ist in Aussicht genommen, an
dieser Anstalt in Iohannistal katholischesgeistliches Pflegepersonal zu nehmen.

Für die Deckung der Kosten kommenzunächstdie in den vorläufigen Bestimmungen fest¬
gesetzten Beträge der Gemeinden und Kreise in Betracht. Sie sind festgesetzt: auf 12 Mark für
die ersten 60 Tage und 9 Mark für die folgende Zeit. Die verfchiedene Bemessung rechtfertigt
sich dadurch, daß vielfach in den ersten 60 Tagen durch Operationen und besondere Heilbehandlung
erhöhte Kosten entstehen, die an sich von den Ortsarmenverbänden zu bezahlen wären. Um aber
das Schreibwerk und das Abrechnungswesenzu vereinfachen, wird von einer Sonderliquidation
abgesehen und dafür für die eisten 60 Tage ein höherer Satz berechnet. Die hierdurch nicht
gedeckten Kosten muß der Landarmenverband übernehmen. Dafür sind 150 000 Mark für das
Halbjahr bis 31. März 1921 eingesetzt. Das genügt aber schon für dieses Halbjahr nicht, so daß
eine Überschreitung unvermeidlich ist. In den nächstjährigen Haushaltsplan muß jedenfalls eine
größere Summe als 300000 Mark eingestelltwerden.

Ich hoffe, daß auch der in Kürze neu zu wählende Provinziallandtag ein warmes Herz
für die Krüppel haben wird.

Die Anträge des Provinzialausschusses:
Der Provinziallandtag wolle beschließen:
„1, Die „Vorläufigen Bestimmungen" über die Aufnahme, Entlassung und Kosten-

tragung der nach dem Gesetze, betreffend die öffentliche Krüppelfürsorgevom 6. Mai 1920
von dem Landarmenverbande der Rheinprovinz unterzubringenden Krüppel werden in
der diefer Vorlage als Anlage ^ beigefügtenFassung festgesetzt.

2. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, etwaige von den zuständigen Ministern bei
der Entscheidungüber die Genehmigung der „Bestimmungen" verlangte nicht wesentliche
Aenderungenvorzunehmen.

3. Für die bis zum Tage des Inkrafttretens der „Vorläufigen Bestimmungen" am
1. Januar 1921 vom Landarmenverband untergebrachtenKrüppel ist in bezug auf die
Koftentragung das „Reglement über die Aufnahme und Entlassung der der Fürsorge
des RheinischenProvinzial.(und Landarmen°)Verbandes anheimfallendenGeisteskranken,
Idioten. Epileptiker, Taubstummen und Blinden" entsprechendanzuwenden.

4. Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, Krüppelkinder in der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalt Iohannistal unterzubringen unter Berechnung eines Pflegesatzes von
20 Mark pro Kopf und Tag"

sind in der FachkommissionII K eingehendberaten worden. Die Kommissionempfiehlt einstimmig,
den Anträgen zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle
du Annahme dieses Antrages fest.
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Wir kommenzu Nr. ?:
Antrag der II d-Fachlommission zu dem Haushaltsplan der Prouinzial-
arbeitsanstalt zu Brauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920
bis 31. März 1921.

Berichterstlltterin ist AbgeordneteFräulein Hartmann.
Abgeordnete Fräulein Hartmann: Meine Herren und Damen! Der vorliegendeHaus¬

haltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler ist auf ganz unsicherer Grundlage aufgebaut.
Die Zahlen stimmen überwiegend mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr überein, und die
Entwickelung wird zunächst auch noch eine unsichere bleiben, da die Gründe allein in der enorm
gesunkenen Benutzung liegen.

Die Anstalt hat einen weit lind mustergültig ausgebauten Wirtschafts- und Arbeitsbetrieb,
so daß die durch die geringe Belegzahl nicht mehr mögliche Auswertung den Haushaltsplan im
Endergebnis empfindlich belastet. Das findet insbesondere Ausdruck in den Unkosten für das
Personal. Das Personal, das selbstverständlich für den normalen Betrieb in reicher Anzahl vor¬
handen sein mußte, aber bei den heutigen Verhältnissen wohl in gleicher Weise auch überflüssigist,
das Personal, das in festem Anstellungsverhältnis steht, kann nicht zur Entlassung kommen, und
da gleiche oder ähnliche Anstalten nicht vorhanden sind oder aber doch keinen Bedarf haben, kann
«s auch nicht versetzt werden. Berechnet nach der im Haushaltsplan angeführten Belegschaft—
insgesamt 802 Personen finden wir dort angeführt — erreicht das Personal die Zahl von 118;
dazu sind noch einige Stellen unbesetzt. Das Verhältnis beträgt also 1:6. Es stimmen jedoch
die Zahlen der Belegschaftso, wie sie im Haushaltsplan mit 802 angegebensind, nicht mit den
tatsächlichen Verhältnissen llberein.

Einige Zahlen nur zur näheren Beleuchtung. Der Haushaltsplan führt 200 männliche
Korrigenden an. Tatsächlich sind heute nur noch 49 in der Anstalt vorhanden. Die Zahl hat
«ne ganz besondere Bedeutung, wenn wir in Beziehung stellen, daß in den Vorkriegsjahrenimmer-
hin 900—1200 männliche Korrigenden durchschnittlich in der Anstalt vorhanden waren. Etwas
anders bewegt sich die Zahl der weiblichen Korrigenden. Während 1914 und vorher die Anstalt
durchschnittlicheinen Bestand von 150 aufwies, stieg die Zahl während der Kriegszeit bis auf
500. (Hört' Hört' bei der U. S. P.) Und heute ist die Benutzung mit 141 berechnet;sie steht
°ls° im gleichen Verhältnis zu der Vorkriegszeit. Im Haushaltsplan sind ferner 40 männliche
Land- und Ortsarme angegeben. Tatsächlich sind zurzeit 23 vorhanden. Die Zahl der ent¬
mündigten Trinker und Arbeitsscheuensteht in sicheren: Sinken und beträgt zurzeit nur 15,
während im Haushaltsplan 50 angegebensind. Diese Abteilung der entmündigten Trinker und
Arbeitsscheuenbesteht eigentlichnicht zu dem Zwecke der unbedingten Ausnutzung, sondern sie hat
vielmehr den Zweck den Kommunen ein Mittel zur Androhung zu sein, also ihnen dieses Mittel
an die Hand zu geben Die angeführten 62 Geisteskrankenbefinden sich nicht mehr in der Anstalt,
sondern sind oder werden künftig im Vewahrnngshaus in Düren untergebracht. Wir finden dann
noch die Position Fürsorgezögliuge" mit einer Belegzahl von 150. Die Anstalt ging während
der Zeit der schlechtenBenutzung dazu über, den überfülltenFürsorgeanstalten durch die Aufnahme
männlicher Zöglinge zu helfen. Mit Fertigstellung der neuen Fürsorgeanstalt m Euslnchen - es
wird mit einem Termin von Januar-Februar kommenden Jahres gerechnet - sollen jedoch diese
Zöglinge in die neue Anstalt übersiedeln. .. . 4l„^.. . ^

Wenn wir zusammenziehen,so hat die große Anstalt zurzeit tatsächlicheme Belegstärke
v°" nur 378 Personen gegenüber der in, Haushaltsplan angegebenenStärke von 802. Es ist
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demnachder Haushaltsplan auch zu betrachten, und dann kann er nur als wesentlichveränderlich
gewertet werden.

Sodann ist von Seiten der Provinzialverwaltung darauf hinzuarbeiten, daß die Anstalt
anderweitig nutzbringendVerwendung findet. Die Provinzialverwaltung hat die Verhandlungen
dazu nicht nur gepflegt, sondern bereits praktische Erfolge - zustande gebracht. Die Provinzialver¬
waltung hat mit der Justizverwaltung einen Vertrag abgeschlossen,nach welchem der Anstalt
400 Strafgefangene zur Aufnahme überwiesenweiden sollen. Zurzeit befinden sich in der Anstalt
150 Strafgefangene. Die Unterbringung machte keine Schwierigkeiten, da die Anstalt einige
Gebäude mit Einzelzellen besitzt und fernerhin das Bewahrungshaus auch noch zu diesem Zwecke
benutzt werden kann. Der abgeschlosseneVertrag mit der Justizverwaltung garantiert zurzeit einen
Verpflegungssatzvon 12 Mark pro Tag und Kopf. Dazu kommt noch der Ertrag der eventuellen
Arbeitsleistung, der täglich mit 3 Mark berechnet werden kann. Die Kommission empfiehlt der
Provinzialverwaltung. weitere Mittel und Wege zu suchen, um die Anstalt zur besseren Ausnutzung
zu bringen.

Nun wäre es angebracht, noch auf ein paar Positionen des Haushaltsplans hinzuweisen,
bezw. dieselben zu erklären oder Kommissionswünsche zum Ausdruck zu bringen.

Bei den Einnahmen handelt es sich zunächst mn den Posten: Pflegesätzefür die Fürsorge-
züglinge. Es ist angeführt und wird tatfächlicheingenommen ein täglicher Pflegefatz von 7 Mark
50 Pfg. Abgesehendavon, daß dieser Satz unzureichendist, beträgt bereits der Pflegesatz in den
Fürsorgeanstlllten täglich 12 Mark. Es sei auch darauf hingewiesen, daß die Justizverwaltung
vertraglich für die vorhin erwähnten Strafgefangenen auch schon 12 Mark an Verpflegungskosten
zahlt. So vertrat die Fachkommissionden Standpunkt, der Provinzialverwaltung zu empfehlen,
eine Erhöhung des Pflegesatzesauf 12 Mail zu beantragen.

Zu erklären wäre dann ferner noch die Position: Einkommen aus den Arbeitsleistungen,
Diese Zahl hat trotz der gestiegenen Arbeitslöhne eine nur geringe Gesamtsteigerungerfahren; von
126000 Mark ist sie auf 142 000 Mark gestiegen. Es erklärt sich diese geringe Steigerung ein¬
mal aus der geringen Belegschaft. Sodann ist noch zu bedenken, daß die heute eingelieferten
Arbeitsscheuendoch eigentlich die schlimmsten Elemente darstellen und daß mit denen auch ganz
selbstverständlich nur die geringste Arbeitsleistung und damit auch nur ein geringes Arbeitseinkommen
aus der Leistung erzielt werden kann.

Aus den Ausgaben wäre nur eine Zahl zur Klärung herauszunehmen. Sie ist zu finden
unter der Gesamtbezeichnung„Sonstige Ausgaben" mit 48 500 Mark. Herauszuziehen »st dabei
ein Betrag von 45 000 Mark Kosten für die Unterbringung von weiblichenPersonen in anderen
Anstalten Mit diesem Kostenpunktehat es eigentlich folgende Bewandtnis. Die Arbeitsanstalt
in Brauweiler wies fchon immer unter den weiblichenKorrigenden folche von älteren Lebensjahren
und rückfälligen Verfehlungen in übergroßer Mehrzahl auf. Die Anstaltsleitung in Verbindung
mit der Provinzialverwaltung empfand es länger fchon als unangebracht, die überwiesenenjugend¬
lichen Korrigendinnen mit den älteren zusammen zu bringen. Um den erzieherischenEinfluß
günstiger zu gestalten und um das jugendliche Gemüt in der Umgebung der älteren Korrigendinnen
nicht zu drücken, hat die Provinzialverwaltung die Einrichtung getroffen, die Jugendlichen anderen
Anstalten, also Fürsorgehäusern und Zufluchtshäusern, zuzuweisen und schon auf das Urteil der
Justiz m diesem Sinne einzuwirken. Diese Einrichtung zeigt wesentliche Vorteile in der Behandlung
lugendllcher weiblicher Korrigenden und bedeutet ein Mittel vorbeugenderFürsorge. Die Einrichtung
>,?^ °m^^""kennung der Kommission, und es wurde auch dem WunscheAusdruck gegeben,
°an me Provmzmlverwaltung in gleichem Sinne weiter arbeiten möge.
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Nach diese» Ausführungen bliebe nur noch zu sagen: Der Provinziallandtag möge
beschließen, den vorliegenden Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt in unveränderter Weise
anzunehmen. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle
die unveränderte Annahme des Antrages fest.

Nr. 8:
Antrag der Ild-Fachkommission für den Bericht und Antrag des Provin-
zialausschnsses, betreffend" Aenderung des § 4 des Reglements über die
Leitung und Verwaltung der Abteilung für entmündigte Trinker und Arbeits¬
scheue bei der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler vom 26. Februar
bezw. 22. März 1913.

Aerichterstatterin ist cmch hier Fräulein Hartumnn.
Abgeordnete Fräulein Hartmann: Die FachtommissionIld nahm den Bericht entgegen

und erklärte sich mit dem Antrage ans Abänderung des § 4 des Reglements über die Leitung und
Verwaltung der Abteiluug für entmündigte Trinker und Arbeitsscheue bei der Provinzial-Arbeits¬
anstalt in Brauweiler in der Fassung von, 26. Februar bezw. 22. März 1913 einverstanden.

Der Antrag zielt im wesentlichenauf eine Erhöhung des Pflegesatzes für entmündigte
Trinker und Arbeitsscheuevon 80 Pfennig bezw. 1 Mark auf 6 Mark hin. In der Praxis wird
diese Umänderung kaum eine Bedeutung haben, da, wie schon im ersten Bericht erwähnt, entmündigte
Trinker und Arbeitsscheuekaum mehr eingeliefert werden und sich zurzeit nur 15 in der Anstalt befinden.

Die Kommissionempfiehlt daher dem Provinziallandtage, diesen Antrag in unveränderter
Furm anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Ich
stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommenzu Nr. 9: . >. -» ,>

Antrag der 11b-Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Pol,ze,°
strafgclderfonds und des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Itter. . «.. ^ >>«>«.
Abgeordneter von Itter: Meine werten Damen »nd Herren! Die Zahlen zu dem Punkte

finden Sie im Haushaltsplan auf Seiten 502 bis 521. Es sind keine Zuschüsse seitens der Provinz
notwendig. Die Einnahmen werden als Zuschuß zu den Pflegekosten verlassener und verwaister
Kinder verwandt. Infolgedessen schlägt Ihnen die Kommission die Vorlage zu unveränderter
"»nähme vor

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Ich
stelle die unveränderte Annahme fest.

^ dem Haushaltsplan über die Unter¬

stütz,,« milder Stiftungen und Wohltätigkeitsanstalten owre über tue
Kost 'der Unterbringung und des Unterhalts von
Blinden Trinkern und Krüppeln aus der Rhelnprovmz, welche bezw.
dlren Ä'nge ö ige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben,
für das Nechuungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Schüler.
17
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Abgeordneter Dr. Schüler: Meine verehrten Damen und Herren! Es handelt sich in
diesem Haushaltsplan nur um solche Personen, die keinen Anspruch auf eine öffentliche Unterstützung
haben. Den jetzigen Verhältnissen entsprechend, finden Sie ein Mehr von 25 200 Mark. Die
Kommissionbittet um unveränderte Annahme der Vorlage.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Wortmeldungen liegen nutzt vor. Ich stelle
die unveränderte Annahme fest.

Wir kommen zu Nr. 11:
Antrag der Ild-Fachkommission zu dem Antrag der U. S. P.-Fraktion,
betreffend Fürsorge für Kriegsbeschädigte infolge Gasvergiftung.

Abgeordneter Dr. Schneider: Verehrte Damen und Herren! Die II b-Fachlom Mission
ist der Ansicht, daß es sich bei dem Antrage der Unabhängigen sozialdemotratischenPartei nm eine
Angelegenheit handelt, die reichsgesetzlich geregelt ist durch das Reichsversorgungsgesetzvom 12.
Mai 1920. In dem 8 54 dieses Gesetzes wird klar zum Ausdruck gebracht, daß Hellbehandlung
gewahrt wird, um eine durch Dienstbeschädigungverursachte Gesundheitsstörung zu behebe», daß
Kur und Verpflegung in einer Heilanstalt und unter Umständen auch in einem Badeorte gewährt
werden können. Daraus ergibt sich, daß das Reich die Verpflichtung hat. für die Heilbehandlnng
der Kriegsbeschädigten,also anch der Gasvergifteten, zu sorgen. Das Reich erfüllt diese Aufgabe
durch die ihm nuterstellten Heilanstalten, die in genügenderZahl, auch für alle Spezialfächer. zur
Verfügung stehen. Die Kommissionstellt daher den Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen,den Antrag abzulehnen, da er Mt zur
Zuständigkeit der Provinzialverwaltung gehört".

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Das Wort hierzu hat Herr Abgeordneter
Odenthal-Opladen.

Abgeordneter Odenthal-Opladen. Meine Damen und Herren! Die Behandlung dieses
Antrages beweist mir. wie groß das Verständnis für die Not der Kriegsbeschädigtenist, und wie
leicht man sich der Versprechungen,die man im Kriege diesen Leute» gegeben hat. zu entziehen
weiß. Ich weiß, daß es in der Hauptsache Sache des Reiches ist. für die Kriegsbeschädigtenzu
sorgen. Aber nebenbei hat auch jede Selbstverwaltung und jede Kommune die Pflicht, für die Kriegs¬
beschädigten, die tatsächlichkriegsbeschädigt sind, zu sorgen, und ihnen weiter zu helfen.

Ich darf Ihnen vielleicht sagen, um was es sich bei diesem Anträge handelt. Es handelt
sich nicht um Kriegsbeschädigte,die ihre Glieder verloren haben, sondern es handelt sich hier um
Leute, die einem dauernden Siechtum ausgesetzt sind. Das Gelbkreuzgas ist eine Errungenschaft
unserer deutschen Technik. Die Gegner haben ein halbes Jahr gebraucht, bis sie dieses Mittel
analysiert hatten, um uns dieses deutsche Gas. dieses Erzeugnis, das wir selbst gemacht haben,
wieder auf den Hals zu schicken. Unsere Aerzte hatten damals nicht die Möglichkeit, die Kranken
von diesenl Gas zu heilen. Acht Zehntel der Gasvergifteten sind an dem Gase gestorben. Ich
kann Ihnen sagen, meine Herren, daß im Juli 1918, als wir das erste Gas bekamen, die Leute
zehn Tage in den Sammelstellen liegen blieben, wo sie wie das Vieh verreckten. Die Korpsärzte
haben gesagt: Liebe Leute, wir können euch nicht helfen; ihr sterbt hier oder ihr kommt in die
Heimat. Und danach sind in der Heimat noch eine ganze Reihe dieser Leute gestorben, weil die
Aerzte nicht wußten, wie sie die Leute anfassen sollten.

Das Gelbkreuz zeigt sich äußerlich in Brandwunden, es verzehrt den Körper und
verursacht tiefe Narben, die nicht heilen. Innerlich werden die Organe des Körpers angegriffen,
die Haut ist verbrannt, im ersten Stadium erblinden die Leute, was aber später zu heben ist.
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Das Gehör geht verloren, die Stimme geht zeitweife verloren, der Verstand wird stark beein¬
trächtigt.

Nun, meine Herren, ist diesen Leuten nicht zu helfen? Das Reich kann es nicht, weil
die Vcrsorgungsstellennicht fu einheitlich zufammengestelltfind, um die Aerzte dafür in Anspruch
zu nehmen. Ich bin nun der Ansicht, daß wir hier im Rheinland eine ganze Reihe von Aerzten
haben uud wohl auch von Aerzten, die in ihrem Beruf nicht nur eine gewinnbringendeQuelle er¬
blicken, sondern ihn auch als eiue Menfchheitsaufgabeansehen, und daß diese Aerzte wohl imstande
sind, zusamme» Mittel und Wege zu suchen, diesen Lenten zu helfen. Wir haben bereits eine
Anstalt, ich glaube in Siegburg, in der nur einige Leute behandelt werden. Es mag eingewandt
werden, daß die Kriegsbeschädigtennicht hinkommen,daß die Anstalt nicht stark genug belegt sein
wird. Aber die Kriegsbeschädigtenwissen davon nichts. Deshalb haben wir beantragt, erst eine
Statistik zn machen, wieviel Kriegsbeschädigtemit dieser Gasvergiftung da sind, und dann, festzu¬
stellen,ob es sicher ist, daß wir die Leute heilen können. Wenn nnr einige von dauerndemSiechtum
gerettet werden können, ist der Erfolg schon groß genug.

Ich bitte Sie, nehmen Sie den Antrag an und machen Sie, wenigstens zu einem kleinen
Teile, gut, was auch Sie au diesen Leuten gesündigt haben. (Oho-Rufe und Lachen bei den
bürgerlichen Parteien.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Das Wort hat Herr Abgeordneter Gerlach.
Abgeordneter Geilnch: Meine Damen und Herren! Nur wer sich mit der Kriegs¬

beschädigtenfürforge der Rheinvruvinz außerordentlichwenig beschäftigt hat, kann sich auf den Stand
Punkt stellen, deu der Herr Abgeordnete Dr. Schneider hier als Berichterstatter der Kommission
vorgetragen hat.

Zweifellos hat das Reich die Verpflichtung, für die Heilbehandlung der Kriegsbeschädigten
M sorgen. Das Reich hat sich aber seine Kriegsbeschädigtenfürsorgeso einzuteilen, daß sie organisch
aufgegliedert ist, uud eines dieser Glieder ist die Proviuz. Wir haben ja aus diesem Grunde auch
bie Hlluptfürsorgestclle für Kriegsbeschädigteund Hinterbliebene der Rheinprovinz. Es ist also
sachlich durchaus nicht unberechtigt, wenn die Herren Antragsteller verlangen, daß für irgendein
besonderesSpezialgebiet mich die Provinz besondereEinrichtungen trifft.

Ich möchte darauf hinweisen,daß wir solche Einrichtungen in der Provinz bereits habeu.
Wir haben die Hiruverletzteustatiou, und wir haben auch die Klciusiedlerschule — beides Ein¬
richtungen, die auch in das Gebiet der Kriegsbeschädigtenfürforgehineingreifen, die Bestandteile der
Kriegsbeschädigtenfttrsorgrfind und wo man gar nicht mit den Zuständigkeitsgründengekommen ist.

Meine Dameu uud Herren! Ich »lochte dringend bitten, daß sich der Provinziallandtag
in einer Fmge von so einschneidender Bedeutung wie die Kriegsbeschädigtenfürforgeniemals auf
be» Standpunkt der Zuständigkeit stellt. (Abgeordneter Koch: Sehr gut!) Das kaun in den
Kriegsbcschädigtcnkreisen, in den Kreisen der Leute, die für das Vaterland geblutet haben und ihre
gesundenGliedmaßen in vierjährigem Kriege haben hergeben müssen, nur verbitterud wirken. Ich
bin der Auffassung daß sich der Provinziallandtag bei jeder Gelegenheit auf deu Standpunkt stellen
""h. der früher — fast möchte ich sagen — als schöne Phrase in die Welt posaunt wurde: Des
Vaterlandes Dank ist Euch gewiß! Wir habe» überall Veranlassung, diese Worte in die Tat um¬
zusetzen, wenn wir nicht etwa dafür sorgen wollen, daß bei den Kriegsbeschädigteneine große Miß¬
stimmung entsteht.

Ich hätte allerdings gewünscht, daß die Herren Antragsteller uns nach der Richtung hin
"it etwas mehr Material an die Hand gegangen wären, ob die Notwendigkeitvorliegt. Ich habe
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mir sagen lassen — in der Unterkommissionist darauf hingewiesen worden —, daß die Zahl derer,
die hier in Frage kommen, außerordentlich gering ist. Wir wünschen deshalb, daß zum mindesten
eine Enquete veranstaltet wird, wie groß die Zahl dieser Leute ist. Wenn sie groß ist, so bin ich
der Auffassung, daß wir uns niemals hinter Zuständigkeitsgrlindenverschanzen dürfen, sondern daß
alles getan werden muß, um diesen armen Kriegsopfern zu helfen. (Zustimmung links.)

Landesrat Dr. Hurion: Meine Damen uud Herren! Die rechtlichen Ausführungen des
Herrn Vorredners muß ich in einigen Punkten richtigstellen.

Wir haben jetzt ein Reichsversorguugsgesetz,und dieses ist nicht in der Weise eingerichtet,
daß etwa das Reich als Unterorgane die Provinzialverbände hat, um das ganze Reichsversorguugs¬
gesetz durchzuführen, sondern das Reichsversorgungsgesetzunterscheidetganz klar die einzelnen Auf¬
gaben der Kriegsbeschiidigtenfürsorge. Und zwar spricht es einmal von der Gewährung der Rente
— Sache des Reichs — und dann von der Heilfürsorge —, jetzt auch lediglich Sache das Reichs.
Das Reichsarbeitsministerium und der Reichsausschuß der Kriegsbeschädigtenfürsurgelegen das
größte Gewicht darauf, daß nunmehr eine reinliche Scheidung stattfindet uud nunmehr in der Heil
behandlnng der Kriegsbeschädigtennicht mehr zwei getrennte Stellen nebeneinander und zum Teil
gegeueinanderarbeiten, sondern daß die Heilversorgung der Kriegsbeschädigtenrein vom Reich nnd
dessen Organen — das sind die Versorgungsämter, das Hauptversorgungsamt nnd die örtliche»
Versorgungsämter — in die Hand genommen wird. Diese Stellen haben daher auch die Heil¬
behandlung in die Hand zu nehmen.

Wenn der Provinziallandtag den Antrag annehmen wird, so könnte der Herr Landes¬
hauptmann auch nichts anderes tun, als die Sache an die zuständigen Stellen, an das Haupt¬
versorgungsamt nnd eventuell an das Reichsarbeitsministerium weitergeben. Wenn auf diesem
Gebiete also Mängel bestehen, was ich im Augenblickuicht beurteilen kann und auch nicht habe
feststellen können — ich habe nur bei der örtlichen Fürsorgestelle Düsseldorf festgestellt,daß in der
Stadt Düsseldorf heute uur noch ein einziger Fall bekannt ist, wo ein Kriegsbeschädigteran den
Folgen der Gasvergiftung leidet —, wenn aber auf diesem Gebiete noch Mängel bestehen,so ist die
zuständige Stelle, die für Abhilfe zn sorgen hat und an die eine Petition eventuell zu richten ist,
der deutsche Reichstag, der über die Durchführung des Reichsversorgnngsgesetzesdurch die Reichs^
behörden zu wachen hat. Und ich zweifle anch nicht daran, daß, wenn eine Vorstellung dorthin
oder an das Reichsarbeitsministeriumgerichtet wird, von dort auch das Nötige veranlaßt werden wird.

Das Reichsuersorgnngsgesetzhat dann neben der Nentenfürsorge uud der Heilbehandlung
als Drittes noch die Ausbildung von Kriegsbeschädigten, die ihrem bisherigen Berufe nicht mehr
nachgehen können. Zn diesem Zwecke sind die Hauptfürsurgestellen, die den Pruvinzialverbände»
angegliedert sind, gebildet worden. Das ist deren Aufgabe, nnd infolgedessenhat auch hier die
Hauptfürsorgestelle bei der Errichtung der Kleinsiedlerschulein Vunu mitgewirkt, die diesem Aus-
bildnngszwecke dient. Auch die erwähute Anstalt für Hirnverletzte in Bonn dient diesem Zwecke in
erster Linie.

Die Durchführung des vorliegendenAntrages durch den Herru Lcmdeshauptmau» würde
also auf große Schwierigkeitenstoßen, insofern, als mit Recht das Hauptversorgungsamt und das
Reich uns sagen könnten: Hände weg von einer Aufgabe, die Euch überhaupt uicht übertragen ist
und mit der Ihr Euch überhaupt nicht zu beschäftige»habt! Mit demselbenRecht könnte etwa
beschlossen werden, daß die Provinz die Erhöhung der Renten der Kriegsbeschädigten oder die
Zahlung eines Teils der vom Reich zu zahlende»Renten der Kriegsbeschädigtenübernehme» sollte.
Es dürfte grundsätzlich bedenklich sein, daß der Provinziallandtag sich mit jeden, Gegenstand — er



_________ 59. RheinischerProvinzial l andtag, 5, Sitzung am 10. Dezember 1920. 133

mag »och so unterstützungswürdigsein — der sich auf Angehörige der Provinz bezieht, beschäftig«
und entsprechende Beschlüsse darüber faßt, wenn durch Gesetz festgelegtist, daß die Sache Reichs-
nngelegenheitist und durch die Reichsgesetzgebung und die Reichsbehördenzu regeln ist.

Das sind die Gründe gewesen, die die II. Fachkommission bewogen haben, den Antrag
mangels Zuständigkeit abzulehnen.

Ich zweifle auch nicht daran, daß der richtige Weg den Antragstellern durchaus bekannt
ist, und daß sie in der Lage sind, sich an die zuständigen Stellen zu wenden, die, wenn noch
Mängel bestehen, gewiß helfen werden.

Das dürfen wir ja in der bestimmtestenWeise annehmen, daß, wenn hier Kriegsopfer
noch unschuldigleiden und ihnen bisher nicht geholfen wird, daß dann von denjenigenStellen, die
dazu berufen find, das Nötige geschieht, um die Leiden dieser Kriegsopfer zu lindern und zu
beseitigen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Fischer.
Abgeordneter Dr. Fischer: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie gestatten auch

mir als Leiter einer Kriegsbeschä'digtenfürsorgestelle, daß ich gerade bei diesem Punkte einige Worte
an Sie richte.

Zunächst möchte ich feststellen,daß meine Parteifreunde absolutes Interesse daran haben,
die berechtigten Ansprüche der Kriegsbeschädigteniu jeder Hinsichtzufriedenzu stellen. (Sehr richtig!)
Anderseits kann ich mich der Zuständigkeitserwägnng,die uns Herr Landesrat Dr. Horion vor¬
getragen hat, nicht verschließen. Auf der andere« Seite aber sage ich mir auch, daß es, nachdem
der Antrag einmal gestellt worden ist, doch richtig ist, daß auch hier, wo die Sache im Plenum
Zur Verhandlung kommt, in dieser Richtung etwas geschieht.

Den Antrag als solchen empfehle ich nicht anzunehmen, denn ich bin der festen Ueberzeugung,
daß wir einen positiven Erfolg damit nicht haben werden. Einerseits ist die Zahl der in Betracht
kommenden,an Gasvergiftung leidendenKriegsbeschädigtenäußerst gering, so daß eine Durchführung
«n Hand des Ergebnisses der Statistik, wie sie in dem dritten bezw, zweiten Absatz des Antrages
gewünschtwird, für die Provinzinlverwaltung ohne jede materielle Bedeutung ist: Andererseits bin
ich aber doch der Auffassuug,und ich möchte da an die Provinzialverwaltung, nn deu Herru Landes-
hauptmaun und namentlich an den Herrn Landesmt Dr. Horion die Bitte richten, daß dem ersten
Wunscheder Antragsteller insofern willfahren wird, daß der Beirat des Hauptausschussesbezw. die
Hauptfürsorgestelle iu der Rheinprovinz durch Vermittelung der KreisfürsorgestellenErmittelungen
anstellt, wieviel an Gasvergiftung leidende Kriegsbeschädigtein Frage kommen,und daß dann im
Schoße des Beirats der Hauptfürsorgestellein Erwägung darüber eingetreten wird, was für die
betreffendenLeute geschehen kann, bezw. ob die Reichsfürsorge,die für die Leute eingeleitet wird,
dem Leiden der Kriegsbeschädigtenentsprechend ist.

Wenn wir uus auch formell dem Antrage leider nicht anschließenkönnen, so stimmen wir
doch materiell mit den Wünschender Herren Antragsteller insofern überein, als es auch unser Wunsch
H' daß gerade für diejenigen Kriegsbeschädigten,die nn der Krankheit der Gasvergiftung leiden.
materiell gesorgt wird. (Bravo!)

Da bin ich der Auffassung, daß der Weg der beste ist. daß die Hauptfürsorgesielle als
"e zuständige Stelle Ermittelungen anstellt, wieviel kommen in Betracht, und daß dann erwogen
l°«d: Wird für die Leute auch genügend gesorgt? Ergibt sich, daß nicht genügend gesorgt wird,
>°. hat man ein Druckmittel gegenüberdem Reich, indem man an Hand positiver Tatsachen sagt:
Hier für die Leute wird nicht genügend gesorgt. Nr^o muß die Fürsorge für die Leute erweitert werden.
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir
kommenzur Abstimmung.

Abgeordneter Rings (zur Geschäftsordnung): Vielleicht zieht der Herr Antragsteller nach
den Ausführungen des Herrn Dr. Fischer seinen Antrag zurück, und wir nehmen den Vorschlag
des Herrn Dr. Fischer an, (Abgeordneter Odenthal: Einverstauden!)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Dann stelle ich die einmütige Annahme des
Abänderungsvorschlages,wie er von Herrn Dr. Fischer vorgetragen worden ist, fest.

Wir kommen zu Nr. 12:
Antrag der IIn,-Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Heb-
ammenwesen einschl. der Hebammenlehranstalten zu Köln und Elberfeld
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

Es ist der Wunschausgesprochenworden, hiermit eine Entschließungder Ila-Fachkommifsion.
die nicht mehr auf die Tagesordnung gekommen ist, zu verbinden, die dahin lautet:

„Der Provinzillllandtag wolle Mittel bereitstellen, um den Bestand der Mütter- und
Säuglingsheime in den Orten zu ermöglichen,an denen durch die Provinzial-Hebammen
lehraustllltcn eine besonders starke Ansammlung von ledigen Mütter» mit ihren Kindern
aus der ganzen Provinz stattfindet".

Wenn kein Widerspruch hiergegen stattfindet, so tonnen wir die Beratung dieses Antrages,
wie er aus der Fachkommissionherauskommt, hiermit verbinden. — Ich stelle fest, daß lein
Widerfpruch erfolgt und der Antrag zur Beratung steht.

Das Wort hat die Berichterstatterin Frau Lands.
Abgeordnete Frau Lant>6: Der Haushaltsplan des Hebammenwesens und der Hans'

haltsplan der beiden Hebammenlehranstalten in Köln und Elberfeld wurden in der Kommission
unverändert angenommen, mit der selbstverständlichenMaßgabe, daß hier, wie in allen anderen
Ressorts, sich die tatsächlichen Ausgaben und damit auch der zu bewilligendeZuschußder Provinzial
Verwaltung wesentlicherhöhen werden.

Im Anschluß an den Haushaltsplan der Hebammenlehranstalten wurden die erheblichen
Mißstände besprochen,die sich aus der Existenz der Hebammenlehranstalten für die betreffenden
Städte ergeben.

Es ist selbstverständlich,daß an den Orten, die Hebammenlehranstalten beherbergen, ein
besonders starker Zustrom von ledigen Müttern mit ihren Kindern stattfindet. Wenn auch die
Generalvormundschaftund das städtische Wohlfahrtsamt nach Möglichkeit dafür sorgen, daß diese
hilflosen Menschen, nachdem sie aus der Hebammenlehranstalt entlassen sind, an solchen Orten
untergebracht weiden, wo sie dauernd leben und versorgt werden können, so gelingt dies doch nur
bei einem Teil der Hilfsbedürftigen. Ein nicht ««erheblicherTeil der Mädchen verbleibt in den
Städten, in denen fich die Hebammenlehranstaltenbefinden, und muh dort oft monatelang unter¬
halten werden, bis ein endgültiger Aufenthaltsort für sie gefunden ist. Diese Mädchen werden in
der Regel am 10. bis 12. Tage nach der Entbindung entlassen; sie stehen dann vollkommen hilflos mit
ihren Kindern auf der Straße, körperlichnoch elend und schwach, vollkommenarbeitsunfähig, meist
gänzlich mittellos, von ihren Familien verstoßen. Es muh ihuen unbedingt geholfen werden, wenn sie
nicht dem Untergang geweiht sein sollen.

Aus diesen schon seit der Existenz der Hebammenlehranstaltenbestehenden Notständen heraus
haben stch an den betreffenden Orten, in Köln und auch in Elberfeld. private Mütter- und
^auglmgshelme gebildet, die diefen Mädchen und ihren Kinder» Unterschlupf gewähren, bis s«

^
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dauernd untergebracht werden können. Diese Anstalten wurden in der Vorkriegszeit ausschließlich
aus WohltätigkeitsMitteln gespeist, die auch bei der damaligen Finanzlage vollkommen ausreichten.
Bei der ungeheuren Steigerung der Kosten ist dies aber schon lange nicht mehr der Fall. Und
die betreffenden Anstalten befinden sich in einer ganz verzweifelten Finanzlage. Sie treten deshalb
immer wieder an die Stadtverwaltung heran mit der Bitte, ihnen größere Zuschüsse zu gewähren.
Nun liegt aber die Sache so, daß diese Anstalten keineswegs etwa nur von den Unterstützungs-
berechtigtender Städte Elberfeld und Köln belegt find, sondern zum wesentlichen Teile von solchen
Mädchen in Anspruch genommen werden, die der ganzen übrigen Provinz angehören. Die Ver¬
hältnisseder Stadt Köln sind mir nicht genau bekannt, dagegen wohl diejenigender Stadt Elberfeld.
Hier befinden sich zwei Mütter- und Säuglingsheime, ein evangelisches und ein katholisches. Die
Stadt Elberfeld zahlt augenblicklich in dem evangelischen Heim für 37 Mütter und Kinder, und
von diefen 37 sind um 11 in Elberfeld unterstützungsberechtigt;die übrigen 26 find auswärtige.
In dem katholischen Heim ist das Verhältnis noch ungünstiger. Hier befinden sich augenblicklich
27 Hilfsbedürftige, von denen nur 5 Glberfelder und 22 Auswärtige sind. Nun erstatten zwar
die UnterstützungspflichtigenGemeinden die Kosten der Gemeinde Elberfeld zurück, aber in einem
Maße, das gar nicht in Betracht kommt. Die tatsächlichenKosten betragen mindestens 25 Mark
Pro Tag. Die Stadt Elberfeld hat bisher 8 Mark bezahlt. Es ist aber schon die Notwendigkeit
an sie herangetreten, vom 1. April ab diesen Satz auf 15 Mark zu erhöhen. Die auswärtigen
Gemeinden,denen die Mädchenangehören,haben bisher 1,20 Mark täglich zurückerstattet. (Hört! Hört!)
Der tarifmäßige Betrag der Rückerstattungsoll vom 1. April an auf 1,80 Mark erhöht werden.
Es ergibt sich also, daß schon im vergangenen Jahre die Stadt Elberfeld für jedes Mädchen mit
Kind täglich den Unterschiedzwischen 1,20 Mark und 8 Mark aus eigner Tasche bezahlen mußte,
und daß vom 1. April an der Unterschiednoch viel größer werden wird; es wird dann der
Unterschied von 1,80 Mark und 15 Mark in Betracht kommen. Es ist klar, daß die Stadt Elberfeld
ebensowenigwie die Stadt Köln die Verpflichtung haben kann, derartige Beträge für auswärtige
Gemeinden, die allerdings alle der Rheinprovinz angehören, aufzuwenden.

Deshalb ist in der FachkommissionII» einmütig die Entschließung gefaßt worden, für
diesen Zweck provinzielle Mittel bereit zu stellen. Der Herr Vorsitzendewird so freundlich sein,
die Entschließung vorzulesen. Ich bitte Sie, ihr einmütig zuzustimmen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Ich wiederholenochmals:
„Der Provinziallandtag wolle Mittel bereitstellen, um deu Bestand der Mütter-
und Säuglingsheime in den Orten zu ermöglichen,an denen durch die Provinzial-
Hebammenlehranstalteneine besondersstarke Ansammlung von ledigen Müttern mit ihren
Kindern aus der ganzen Provinz stattfindet".

Das Wort hat Herr Landesrat Zillikens.
Landesrat Zillikens: Wie Sie aus den Ausführungen der Frau Berichterstattern!ersehen

haben, handelt es sich hier nicht um solche Kosten, deren Tragung der Provinzialuerwaltung obliegt.
^ handelt sich um einen Mißstand oder ein Mißverhältnis, welches durch die Verteiluug der
armenrechtlichenKostentragungslast entsteht. Die Provinzialverwaltung erkennt an, daß die Städte
Elberfeld und Köln in denen die Hebammenlehranstalten bestehen, in der Beziehung besonderen
Lasten ausgesetzt sind.' Sie hat zwar in ihrem Haushaltsplan keine Mittel eigens für diese Zwecke vorge¬
sehen, aus denen Beihilfen gegeben meiden könnten. Andererseits unterstützt sie aber bereits jetzt,
"hne daß es zu ihren gesetzlichenAufgaben gehört, das Säuglingsfürforgewefen und damit auch die
Einrichtungenfür ledige Mütter. Sie hat bereits in ihrem Haushaltsplan für das Hebammenweseneine
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Summe zur Unterstützungvon Säuglingsfürsorgezweckenausgesetzt, und sie wird sehen, wenn auch
in diesem Jahre mangels besonderer bereitstehenderMittel nur geringe Beträge gewahrt werden
können, daß, falls Anträge an sie herantreten, noch irgend etwas zur Verfügung gestellt wird und
daß in den nächsten Jahren weitere Mittel zu diesen Zwecke bereitgestelltwerden. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser- Wortmeldungen hierzu liegen nicht vor. Darf
ich nun, da ein Widerspruch nicht erhoben worden ist, Ihre Willensmeinung dahin feststellen,daß
der Landtag im Sinne der Ausführungen des Herrn Landesrats Zillikens bereit ist, diese Mittel
in den nächsten Etat einzustellen? Anders werden wir es ja nicht machen können, denn in den
jetzigen Haushaltsplan können leine Mittel mehr eingestellt weiden. (Landesrat Zillikens: Der nächste
Landtag muß das bestimmen!) Meine Herren, meiner Meinung nach sind wir nicht zuständig, hierüber

, zu beschließen.Ich möchte die Antragstellerin um Erläuterung bitten, wie sich denn die Kommission
^ das gedacht hat.

Landeshauptmann I),-. von Renvers: Wir haben ja kleine Fonds, woraus wir die
Unterstützungen für dieses Jahr geben können. Wir haben einen gewissen Unterstützungssonds.
Eventuell müssenwir auf Armenmittel zurückgreifen. Für das nächste Jahr würden wir bei Auf¬
stellung des Haushaltsplans für 1921 Mittel bereitstellen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Dann darf ich wohl feststellen,daß im Sinne
dieser Erläuterung der Antrag vom Landtag angenommen ist.

Wir kommenzu Nr. 13:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für den Provinzial-
landtag, den Provinzialausschuh und die Zentralverwaltungsbehörde für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

» Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lembke.
Abgeordneter Dr. Lembke: Meine Damen und Herren! Es handelt sich um deu Haus¬

haltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzialausschuß uud die Zentralverwaltung. Wenn
Sie diesen Hanshaltsplan ansehen, bekommen Sie dasselbe Bild, das Sie in allen Haushalts¬
plänen öffentlicherKorporationen, besonders der Kommunen, vor sich sehen: ein starkes Anschwellen
der persönlichen Ausgaben, ganz besonders aber auch der sächlichen Kosten für Heizuug, Vürobedarf,
Druckkosten »nd ähnliches. Etwa die Hälfte, welche der Haushaltsplan mehr erfordert (99« 000 Mark)
entfällt auf sächliche Kosten, das übrige auf persönlicheKosten.

Die 1. Fachkommissionhat sich davon überzeugt, daß die hier vorgeseheneuMehrbeträge
notwendig sind, und bittet Sie. dem Haushaltsplan Ihre Zustimmung zu erteilen.

Stellvertretender Vorsitzendervl. Kaiser: Eine Wortmeldung hierzu liegt nicht vor. Ich
stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu Nr, 14-
Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbericht zum Haupt-Haushalts'
Plan der Provinzialverwaltung der Rheiuprovinz sowie zu den zu dem¬
selben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige
und Anstalten für das Rechnnngsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März
1921 und Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialverwaltung für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1920 bis 31. März 1921.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lemble.
<^„». «.^geordneter I)r. Lembte: Meine Damen und Herren! Wir kommen jetzt zu deM
.V°lyt-Haushaltsvlan. Die Beschlußfafsuug über den Haupt^Hanshaltsplan erfolgt ja in diese». M"
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unter etwas eigenartigen Verhältnissen. Wir schreibenheute den 10. Dezember. Also wird der
Haushaltsplan nur wenig mehr als 3V2 Monate noch Geltung haben. Für 8V« Monate ist er
bereits in die Wirklichkeitübersetzt. Daß das nicht anders möglich war, wissen wir. Die Provinzial-
Verwaltung und der Provinzialansfchuß haben — davon hat sich die I. Fachkommissionbei der
Beratung überzeugt — in der gewohnten sorgfältigen Weise uuter den ungeheurenSchwierigkeiten,
die in diesem Jahr die Aufstellung des Haushaltsplans bot, den Voranschlag fertiggestellt. Ich
glaube, Sie werden damit einverstandensein, wenn ich mich bei dem Vortrage namens der Fach¬
kommission,um ein ganz kurzes Bild zu geben, auf das Wesentlichebeschränke.

Der Haushaltsplan sieht ein Mehr an Ausgaben von 78 Millionen vor. Davon wird —
ich nenne immer runde Zahlen — durch Mehrbeträge aus eigenen Mitteln ein Mehr von 52 Mil
lionen gedeckt, so daß aus Provinzialsteuern 26 Millionen mehr als im Vorjahre zu decken sind.
Im Vorjahre waren 54 Millionen zu decken. Also müssen in diesem Jahre im ganzen aus
Provinzialsteuern 26 plus 54 Millionen --- 80 Millionen gedeckt werden-

Sieht man sich nun den Haushaltsplan daraufhin an, worin denn eigentlichdiese Mehr¬
ausgaben von 26 Millionen, die schwer auf uns lasten werden, stecken, so sind es hauptsächlichdrei
Gruppen von Ausgaben, die ins Auge springen. Es sind zuerst die persönlichen Ausgaben bei dem
soeben beratenen Haushaltsplan der Zentralverwaltung, ferner bei dem Pensionsetat und bei den
AbschnittenVI, 6 und VI, 8, wo die Summen vorgesehen sind, die durch die neue Besolduugsordnung
an persönlichen Ausgaben zu Lasten des Hanpt-Haushaltsplans mehr erfordert werden. Nehmen wir
diese persönlichenMehrausgaben gegenüber dem Haushaltsplan zusammen, so sind es in runder
Summe 4 Millionen Mark.

Ein zweiter wesentlichins Gewicht fallender Abschnitt ist der Abschnitt über die Taub¬
stummenanstalten, Hebammenlehranstalten,Blindenanstalten, Krttppelflirsorge,Landarmenverwaltung,
erweiterte Armenpflege und Brauweiler. Es sind das im ganzen nach Abzug der Minderausgaben
? Millionen. Das ist der zweite große Pusten.

Das Dritte, Größte, finden Sie beim Straßenbau, der ja außerordentliche Mehrauf¬
wendungen erfordert und nach den Aenderungen, welche durch den Provinzialansschuß vorgenommen
sind, immer noch 13 V; Millionen in Anspruch nimmt. Der nicht große Rest, der dann noch von
der Gesamtsumme von 26 Millionen übrig bleibt, entfällt auf verschiedene Posten, von denen ich
auf einen nachher noch zurückkommen muß,

Nehmen wir nun diese Ausgaben im einzelnen, so brauche ich bezüglichder persönlichen
Ausgaben nicht zu begründen, daß eine Erhöhung der Besoldung notwendig war. Es war zunächst
nach dem Gesetz vom 27. März Sache des erweiterten Provinzialausschnsses,die Besoldung der
Provinzialbenmten den Teuerungsverhältnissenin dem Rahmen der darüber crgangenen Bestimmungen
anzupassen, da diese Angelegenheit keinen Aufschubduldete. Die Kousequeuzcnder Beschlüsse des
erweiterten Provinzialausschnsses,der sich dabei streng an die Besoldung der Staatsbeamten gehalten
hat, sehen Sie im jetzigen Haushaltsplan ziffernmäßig ausgedrückt, Wir hätten" also nicht not¬
wendig gehabt, uns weiter damit zu beschäftigen. Gleichwohl hat sich die I. Fachkommissionnoch
mit verschiedenenAnträgen beschäftigt, welche dahin gingen, eine Erleichterung der Beamten hin¬
sichtlich ihrer Verhältnisse herbeizuführen. Sie haben bereits einige Vorlagen bekommen und
genehmigt, welche diesen Zweck hatten, so heute uoch die Vorlage wegen der Zahlung von Vor¬
schüssen an die Beamten.

Was den zweiten Punkt, den ich nannte, die Anstalten, betrifft, so hatten die zuständigen
Kommissionensich ebenfalls in ihren Beratungen eingehendmit der Frage befaßt, wie ein weiteres

1»
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verstärktesAnschwellen dieser Ausgaben — es ist ja ein sehr erheblicher Mehrbetrag: ? Millionen —
eingeschränktwerden kann. Es ist, wie Sie aus den Verhandlungen wissen, eine möglichst klare
Vcrmögensverwaltuug gefordert worden. Ferner ist bereits ein neuer Tarif für die Heil- und
Pflegeanstalten von Ihnen beschlossen worden. Wir hoffen, daß dieser neue Tarif eine wesentliche
Entlastung hinsichtlich des weiteren Anschwellens der Ausgaben mit sich briugen wird. Es ist
ferner auch die Einsetzung einer besonderenProvinzialkommissioubeschlossen worden — alles Maß¬
nahmen, die dem Zwecke dienen, für die Zukunft dieser erschreckendenSteigerung der Ausgaben
entgegenzuwirken.

Was die dritte Summe, die Mehrausgabe von 13V^ Milliouen beim Straßenbau, betrifft,
so ist es, wie wir uns überzeugt habeu, für dieses Jahr „„möglich, an den im Haushaltsplan
vorgesehenenSummen etwas zu ändern. Es wird für die Zukunft diesem Punkte die allergrüßte
Aufmerksamkeitgeschenkt weiden müssen, wenn unsere Verhältnisse gesund bleiben sollen, und es
weiden im Verein mit den Staatsbehörden die Behörden der Provinz ihr Augenmerkdarauf richten
müssen, Mittel nnd Wege zu fiuden, um den ungeheuren Verschleißunserer Straßeu eiuzudämmeu
und die Lasten auf die richtigen Schultern zu legen.

Unter den übrigen weniger ins Gewicht fallenden Mehrausgaben muß ich noch eine Aus¬
gabe erwähnen, die in der I. Fachkommissioneiner eingehendenErörterung unterzogen worden ist.
Da« ist bei Kapitel V Nr. 9 (Seite 22 des Haupt-Haushaltsplanes) die Ausgabe, wo zur Ansammlung
eines Fonds zwecks Verminderung des Anleihebedarfs für regelmäßig wiederkehrendenBauten statt
wie bisher Vü"/», jetzt 1°/» der Provinzialumlage vorgesehenist. Es wurde zunächst in Zweifel
gezogen, ob dieser Mehrbetrag nnter den augenblicklichen gespannten Verhältnissen zu verantworten
sei. Nach den eingehenden Darlegungen des Herrn Landeshauptmanns hat sich für dieses Jahr
die I. Fachkommissionvon der Notwendigkeit des erhöhten Betrages überzeugt. Sie hat aber
darau die Bitte geknüpft, für das nächste Jahr zu prüfeu, ob es bei der gegenwärtigengespannten
Finanzlage zu verantworten ist, noch 1°/° statt '/«"/o in den Haushaltsplan hier einzustellen Es
muh also an dieser Stelle für das laufende Jahr bei dem Mehrbetrage von 875 000 Mark — soviel
macht es aus — bleiben, und damit bleibt, da ja auch die andere» KommissionenAbänderungs-
antrngr, welche deu Haupt-Haushaltsplan beeinflusse,,, nicht gestellt haben, der von mir eingangs
erwähnte Fehlbetrag von 80 Millionen bestehen.

Es bleibt min für den Provinziallandtag, wenn er den Anträgen der Kommissionen,die
den Haushaltsplan, so wie er vorliegt, anzunehmen bitten, stattgibt, die Aufgabe, für die Deckung
dieser 80 Millionen zn sorgen. Das ist eine einigermaßen schwierige Aufgabe angesichts der
augenblicklichen Rechtslage. Die Provinzen haben bisher ihre Fehlbeträge, die sie nicht aus eigenen
Einnahmen decken tonnten, durch Zuschläge auf das Priuzipalsoll der Gemeindceinkommensteuernud
der Realstcuern — und zwar nach den gesetzlichenVorschriften zn gleichen Prozentsätzen — gedeckt.
Das ist nach dem Stande der Gesetzgebungjetzt nur noch bezüglich der Realsteuern möglich.
Hinsichtlich der Einkommensteuer sind, wie Ihnen allen bekannt ist, Staat, Provinz und Gemeinde»jetzt
Kostgänger des Reichs geworden. So erhält denn auch die Provinz als einer der Kostgänger des
Reichs durch Vermittlung des Staates aus dem Teilbeträge, welchendas Reich von den, Gesamt-
erträgnis der Reichseinkommensteueran die Staaten zur Verteilung zwischen Staat und Kommnne
abgibt, ihrerseits einen Anteil zugewiesen. Es scheint so — nach den Bestimmungen, die noch
mcht erlassen sind - daß dieser Anteil so bemessen sein wird, daß er entspricht dem Verhältnisse
der gesamtenKmnmunalsteuerdes Jahres 1919 zu der Proviuzialsteuer des Jahres 1919. Das
ye,ßt, daß d« Provinzen den gleichen Bruchteil der Kommnnalsteuerbekommen,den sie im Jahre 1919
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bekommen haben. Aber, wie gesagt, das ist noch nicht Gesetz, es ist noch in der Beratung. Es
wird durch das sogen. Ausführungsgesetzzum Landessteuergesctze geregelt. In dem Hauptausschussc des
Landtages ist darüber beraten worden. Gesetz ist es noch nicht. Da wir aber nur nach Maßgabe
der Gesetze über die Deckung beschließenund hier nicht so lange zusammenbleiben können, bis dieses Gesetz
Gesetz geworden ist, so bleibt uns nur der einzige Ausweg übrig, für das laufende Jahr den
Proninzilllausschnß mit einer weitgehendenVollmacht in dieser Hinsicht zu Verseheu..

Dabei darf ich eiue Erwägung nicht unerwähnt lasten, die innerhalb der 1. Fachtommission
zum Ausdruck kam, wenngleich sie sich nicht auf das laufende Jahr, sondern auf die Zukunft bezieht,
nämlich dahingehend, daß, wenn in Zukunft die Provinziallandtage ohue Mitwirkung der Gemeinde-
kürperschaften zustande kommen, wenn sie aus direkten Wahlen hervorgehen, ganz unabhängig von
oen Gemeinden, sie auch finanziell hinsichtlichder Deckung ihrer Lasten auf selbständigenFüßen,
unabhängig von den Gemeinden, einhergehen möchten und daß nach dieser Richtung von Seiten
der zuständigen Instanzen Schritte getan werden möchten. Das für die Zukunft. Für das
laufende Jahr geht es aber nicht anders, als daß wir dem Provinzialausschuß eine Ermächtigung
geben, nach Maßgabe der zu erwartenden Gesetze die Deckungvorzunehmen.

Ich beantrage deshalb namens der Kommission,der abgeändertenVorlage des Proviuzial-
ausschussesentsprechend,daß der Provinziallandtag

„1. den Haupt-Haushaltsplan nebst den zu ihm gehörigen Haushaltsplänen der einzelnen
Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1920 feststellen möge,

2. den Steucrbedarf zur Herbeiführung des Gleichgewichtszwischenden Einnahmen uud
Ausgaben des Haupt-Haushaltsplans einschließlich der zu erhebende«Provinzialsteuer
zur Verminderung des Anleihebedarfs für regelmäßig wiederkehrendeBauten auf
80 Millionen festsetzen nnd den Provinzialausschuß ermächtigen möge, diesen Betrag
nach Maßgabe der stenergesetzlichen Bestimmungen zu decken, und

3. zu beschließen,daß nach dem festgefetzten Haupt-Haushaltsplan und nach deu zu ihm
gehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwnltungszwcigeund Anstalten nach dem
1. Januar 1921 bezw. 1. April 1921 die Haushaltspläne so lange weitergeführtwerden,
bis der Provinziallandtag uene Haushaltspläne genehmigt haben wird".

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle
die unveränderte Annahme fest.

Wir kommen zu Nr. 15:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Antrag des Herrn Provinzial-
landtagsabgeordneten Schwarz in Solingen auf Bereitstellung eines
größeren Zuschusses aus Mitteln der Provinz zum Wiederaufbau des
durch Brand zerstörten Schlosses Burg.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lembke.
Abgeordneter Dr. Lembke: Der Herr AbgeordneteSchwarz hat den Antrag gestellt, für

bas Schluß Burg eine namhafte Beihilfe aus dem Provinzial'Ständefonds zu bewilligen. Die
I- Fachkommissionhat, von dem Wunsche geleitet, daß dieses wertvolleDenkmal der Geschichte eines
uns allen lieben Teiles unserer Nheinlande nach Möglichkeiterhalten werden möge, beschlossen, da
s'ch die Möglichkeit hierfür infolge des Vorhandenseins eines Betrages aus den Vorjahren ergab,
aus dem Provinzial-Ständefonds 50000 Mark für den Zweck der Instandsetzung des Schlosses
Vurg bereitzustellen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSchwarz.
18»
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Abgeordneter Schwarz: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es sind vielleicht
14 Tage ins Land gegangen, daß durch das ganze bergischeLand in früher Morgenstunde die
Trauerbotschaft verkündetwurde, daß Schloß Burg, die Perle des bergischen Landes, Schloß Burg,
das Ziel von Hunderttausenden Besuchernin jedem Jahr, ein Raub der Flammen gewordenwäre,
Tiefe Niedergeschlagenheitund Trostlosigkeit in allen Schichten der bergischen Bevölkerung. Diese
Niedergeschlagenheit,verehrte Kolleginnen und Kollegen, hat aber nicht lange angehalten. Schon
am nächsten Tage waren es die verdienstvollenMänner des Schloßbauvereins Burg, insbesondere
ein Mitglied, das wir in unserer Mitte haben, die sich sofort klar darüber waren, daß Schloß Burg
neu aufgebaut weiden müsse. Der Appell hat überall großen Widerhall gefunden. Ueberall sind
schon Sammlungen veranstaltet worden, und ich glaube, auch in diesem Augenblickeinen Appell
gerade an die rheinischenAbgeordneten richten zu sollen, uns auch zu helfen, daß wir Summen
bekommen,die es ermöglichen,Schloß Burg in seiner früheren Gestalt wieder aufbauen zu können,

Kollegen! Ich möchte mich ganz kurz fassen. Ich habe persönlich den Antrag gestellt,
der von echter Heimatliebe erfüllt ist, und ich möchte dringend bitten, daß Sie dem Provinzialaus-
schuß einstimmigIhre Zustimmung geben. Ich bin sicher, daß, wenn Sie es tun, die ganze belgische
Bevölkerung Ihnen zu großem Dank verpflichtet ist (Bravo!)

Abgeordneter Dr. Russell: Meine sehr geehrten Damen nnd Herren! Ich möchte Ihre
Aufmerksamkeitauf zwei weitere Kunstdenkmälerder Rheinprovinz, die von allgemeinstemInteresse
sind, lenken. Das eine ist durch Feuersbrunst zerstört: Schloß Eltz im Eltztal an der Mosel, und
das zweite ist gefährdet: der Ehrenbreitstein,

Selten hat mit einer solchen Tragik sich die Duplizitiit der Unglücksfiilleerfüllt wie bei
dem Brand des Schlosses Burg und der Burg Eltz. Selbstverständlich bin ich für die restlose
Bewilligung der beantragte!! Mittel für das Schloß Vnrg, Aber Sie alle werden wahrscheinlich
durchwegpersönlich,sonst aus dem Bilde, das kostbareKleinod in der Nähe der Mosel, die Burg
Eltz, kennen, die sich durch Jahrhunderte hindurch gerettet hat, die nicht wie andere Burgen des
Rheinlands durch die fränkische Brandfackelzerstört wurde, sondern von dieser verschont, das Opfer
eines tückischenZufalls geworden ist.

Wir alle im Mosellande wäre» auf das tiefste erschüttert, daß dieses Juwel der deutschen
Baukunst uns entrissen ist. Umsomehr haben wir es begrüßt, daß die Eigentümer sich dafür stark
gemachthaben, die Burg in ihrer alten Schönheit und in ihrem alten Umfange wieder erstehenzu
lassen. Dankbar möchte ich auch anerkennen, daß die Provinzialverwaltuug sofort zu einer künst¬
lerischen Wiederherstellungihre Hand geliehen hat.

Der Zweck meiner heutigen Worte soll der fein, Sie zu bitten, mit mir zu begrüßen, daß
diese Burg nun wiederumerstehen wird, und daß wir den Provinzialausschuß bitten, auch die Provinzial¬
verwaltuug restlos dafür einzusetzen, daß die Wiederherstellungwirklich im gleichen Umfange und in
der gleichen Schönheit geschieht, wie das bisher der Fall war, und daß auch die Reichs- und Staats¬
behörden in der gleichen Richtung angeregt werde».

Sollte es trotz des Entschlussesder Eigentümer notwendig sein, daß in irgendeiner Weise
materiell an der Erfüllung dieser Aufgabe mitgearbeitet würde, so bin ich Ihrer Zustimmung sicher,
daß Sie auch dazu gerne Ihre Hand leihen würden. (Bravo!)

Ich bitte Sie deshalb, dem zuzustimmen, daß wir den Provinzialausschuß bitten, dem
°lfreul,chmveise gesicherten Wiederaufbau der durch Brand zerstörten Burg Eltz jede Förderung
zutnl^ weiden zu lassen, insbesondere dem Eigentümer in künstlerischer Hinsicht mit Rat und Tat
zur Seite zu stehen, auch die Reichs- und Staatsstellen in gleicher Richtung anzuregen. (Bravo!)
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In gleicherWeise »lochte ich um Ihre moralische Unterstützung bei der Erhaltung des
Ehrenbreitsteins bitten. Sie weiden mir zustimmen, wenn ich sage, daß kaum eiu anderes Bild
am Rhein einen derart wuchtigen Eindruck macht wie jener ragende Fels in seiner heutigen Gestalt.
Auf Grund des Versailler Friedensvertrages müssen die Festungswerkevon Cobleuz geschleift werden.
Mit der Entfestigung ist auf dem nördlichenMoselufer bereits begonnen. Es sollen nunmehr auch
die endgültigen Pläne für die Entfestigung des Ehrenbreitsteins aufgestellt werden und es besteht
die große Gefahr, daß eine solche Schleifung des Ehrenbreitsteins stattfindet, daß das bisherige,
uns alle» liebgcwordeneBild des Ehrenbreitsteins verschwindet,und daß damit eine Verschandeluug
nicht nur für Coblenz, sondern für die ganze Rheinprovinz eintritt. Ich bitte Sir von ganzem
Herzen — als Coblenzer sowohl wie als Angehöriger der Rheiupruvinz —, doch einen lauten Ruf
ins Land und insbesonderean die fremdländischen Behörden ergehen zu lassen, daß man uus dieses
nicht antut, sondern daß uns der Ehrenbreitstein in seiner alten Form und Schönheit erhalten
bleibt. (Bravo!)

Wir bitten Sie ferner, anch zum Ausdruckzu bringen, daß, ehe über die Festuugsgebäude
und ihre nuschließeudengroße» Plätze anderweit verfügt wird, sie der Provinzialverwaltung ange¬
boten werden, damit diese überlegt, inwieweit sie gemeinnützigen Zwecken, etwa der Jugendpflege,
der Aufnahme von Stadtkindern und dergleichen,dienstbar gemacht werden tonnen. Anregungen
nach der Richtung sind bereits ergangen. Die deutsche Entfestiguugsbehörde wird uns in jeder
Beziehung nnterstützen. Ich glaube, es würde überaus wirksam sein, wenn Sie einmütig bekundeten,
daß diese landschaftlichhervorragendeFelsenfeste der Rheinprovinz in ihrer alten Schönheit erhalten
bleiben muß. (Bravo!)

Ich bitte Sie deshalb, sich auch damit einuerstaudeuzu erklären, daß wir den Provinzial-
nusschuß crsnchen,dafür einzutreten, daß bei der Durchführung der Entfestignngsarbeiten das bis¬
herige Aeußere des Ehrenbreitsteins, namentlich im Blick vom Rhein her, nicht beeinträchtigtwird,
daß ferner, ehe über Festungsgebäude und »gelände anderweit verfügt wird, sie der Provinzial-
Uerwnltnngfür gemeinnützige Zwecke angeboten werde».

Landeshauptmann I)i-. von Renners: Was den ersten Fall anbetrifft, so ist die Provinz
von vornherein gern bereit gewesen, ihre künstlerischen Kräfte für Burg Eltz zur Verfügung zu
stellen. Sie wird das auch weiter tun. Ob pekuniäreAnforderungen gestellt werden, hat der Herr
Berichterstatter nicht betont- das wird die Zukunft vielleichtergeben. Ich glaube kaum, daß die
Freiherr Eltz'scheFamilie mit pekuniären Anträge» an die Provinz herantreten wird.

Was das zweite, den Ehrenbreitstein, betrifft, so hat Seine Exzellenz der Herr Ober-
Präsident vor einiger Zeit schon die Sache bei der Provinzialverwaltnng angeregt. Es schweben
darüber »och Erwägungen. ' .

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Wortmeldungenliegen nicht mehr vor. Ich darf
"lsu die unveränderteAnnahme der Entschliehnngen,auch der von Dr. Rnssell vorgetragenen,feststellen.

Wir kommen zu Nr. 16 der Tagesordnung. Hierzu läuft soeben ein Antrag ein, der
"°n 7 Abgeordneten — Damen und Herren der Fraktion der U.S.P. — unterschriebenist. Er
lautet wie folgt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, der Resolution, betreffendEnpen, Malmedy
und Saargebiet, einen vierten Absatz folgendenInhalts anzufügen:
„Auch lehnt der Provinziallandtag alle separatistischen Bestrebungenbezüglich der Rhein¬
lande als ersten Schritt zur Loslösung vom Reiche entschieden ab".

Da der Antrag nur 7 Unterschriftenträgt, darf ich zunächst feststellen,ob er die geschäfts-
"dnungsinäßige Unterstützungvon 20 Mitgliedern findet.
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Abgeordneter Nr. Adenauer: Wer hat den Antrag unterschrieben?
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Vetzhold, Frantzen, Ooenthal, Schonn, Frau

Becker, Zöllig und Josef Orlopp.
Abgeordneter Haas: Wir unterstützenden Antrag.
Abgeordneter Dr. Adenauer (zur Geschäftsordnung): Der Antrag gehört nnbedingt zu

der morgen auf die Tagesordnung kommendenResolution. Da er nicht angekündigt ist, so könnte
er heute unter keinen Umständen verhandelt werden.

AbgeordneterHaas (zur Geschäftsordnnug): Der Herr Kollege Zullig hat mit mir gesprochen,
und ich habe ihm dargelegt, daß meiner Ueberzeugungnach der Antrag nach dem, was heute morgen
in der Kommissionverhandelt worden ist, überflüssigwäre. Es war von der U. S. P. keiner in der
Kommissiunssitzung.Zöllig erklärte, daß er bereit sei, auf den Antrag zu verzichten,befondersauch,
weil in der Entschließungüber Enpen und Malmet».), die nns jetzt vorliegt, am Schlüsse ähnliches
schon gesagt ist. Ich habe daher geglaubt, er würde seinen Antrag überhaupt nicht eingebracht
haben, aber nachdemer einmal eingebracht ist, haben wir keine Bedenken, ihn zu unterstützen. Doch
würde ich empfehlen, ihn lieber bis morgen zurückzustellen. Wir könnten uus dann verständigen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Dann würde ich den Damen und Herren doch
vorschlagen,den Antrag bis morgen zurückzuziehen.

Abgeordneter Iöllig: Wir sind damit einverstanden.
Nr. 16:
Antrag der I. Fachkommission
1. zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses über die Ein¬

wirkungen des Friedensschlusses und der Besetzung eines Teiles der
Nheinpruvinz auf die Provinzialverwaltung,

und in Verbindung hiermit
2. Entschließung wegen Enpen, Malmedy uud Saargebiet.

Berichterstatter Abgeordneter Nr. Wesenfeld: Meine Damen und Herren! Der Antrag
betrifft die Einwirkungen des Friedensschlusses von Versailles und der Besetzung eines Teiles
der Nheinpruvinz auf die Provinzialverwaltung. Wenn ich als Rheinländer des rechten Nhein^
ufers diesen Antrag im Anschluß an die Ihnen vorliegende Drucksachebegründen darf, so kann
ich es einleitend nicht unterlassen, noch einmal hier zu versichern, daß wir, die wir auf dem
rechten Nheinufer das hohe Glück haben, noch die freie Luft des deutscheu Vaterlandes zu atmen,
mit unseren Brüdern im besetztenGebiet auf das tiefste empfinden (Bravo I), und noch einmal
uusereu Willen kundzutun, mit Rat und Tat den Brüdern auf dem linken Rheinufer ihre schwere
Lage zu erleichtern. (Beifall.) Wir werden ihrer immer in Treue gedenken,wir harren der Zeit,
da sie von der schweren Last, die sie für das ganze Vaterland tragen, befreit und wieder mit uns
vereinigt sein werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch den Friedensvertrag von Versailles sind
auch in unserer Provinz Zustände herbeigeführt worden, die es erforderlich machen, daß dem
Provinzialllusschußeine Ermächtigung erteilt wird, unter Umständenohne Befragung des Provinzinl-
landillges zu handeln, unter der Voraussetzung,daß im später zusammentretendenProvinzialland-
tage Bericht erstattet und die nachträglicheGenehmigung, soweit erforderlich, eingeholt wird.

Es handelt fich dabei im wefentlichenum vier Punkte: zunächst um die Beschlagnahme
«<!n >, ü^ w^°" Pruvinzilllanstalten ftr die Zwecke der Besatzung, sodann um Anforderungen auf

'"° °^ -«hmllandabtommens. die unsere Beamten betreffen, und - ein sehr wichtigerPunkt -
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die Straßenverwllltnng und die Erneuerung der Straßen, drittens nm die Abtretung der Kreise
Eupen und Malmedy und endlich um das Saargebiet.

Meine Damen und Herren! Die Besatznngskummissionist nach dem sog. Rheinlnnd-
abkommenin der Lage, die Pruvinzialanstaltcn für ihre Zwecke zu beschlagnahmen,und sie hat
von diesem ihr zuerkannten Rechte in weitgehendem Maße Gebrauch gemacht. Es sind zurzeit für
Besatzungszwecke requiriert: drei Häuser in Andernnch, fünf Häuser iu der Pflegeanstalt Bedburg-
Hau, Zwei Häuser in Düreu, 17 in Galthausen, drei in der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Rheindahlen, in Neuwied die ganze Tanbstnmmenanstalt und in Euskirchen die halbe Provinzial-
Tnubstumnienauftalt. Wir müssen ferner bis 1. Februar nächsten Jahres damit rechnen, daß die
Prooinzial-FllrsorgcerziehungsanstllltSolingen ebenfalls nahezu geräumt uud zur Verfügung gestellt
wird. Es ist das umso bedauerlicher, als dadurch die hohe Kulturarbeit, die gerade im Rhein¬
land auf dem Gebiete der Fürsorge für Kraute, Erziehungsbedürftigeuud andere geübt wird, in
hohem Maße beeinträchtigt wird. Ich bin auch gebeten worden, hervorzuheben,daß namentlich in
dem von den Amerikanern besetzten Gebiete es schwer empfunden wird, daß die Freigabe von
einzelnen Orten, Schulen und Anstalten sehr bald wieder mit einer Wiederbelegung wechselt,und
daß infolgedessen die Städte sowohl wie mich gemeinnützige Vereine, wie auch teilweise die Provinzial-
verwllltung schwer geschädigtwerden. Kaum ist eine Anstalt von der Besatzung frei, fo wird sie
ohne nähere Begründung wieder von der Besatzung mit Beschlag belegt. In diesen Fällen muß
die Provinzinlverwaltung bemüht sein, Ersatz zu sucheu. Das ist bisher auch teilweisegelungen.
Bisher sind die Pfleglinge in anderenAnstaltenuntergebrachtworden, wenn auch nur mit großer Mühe.
Die Kosten, die durch diese Requisitionen von Anstalten hervorgerufen werden, werden beim Reich
Zur Erstattung angemeldet. Die Verhandlungen über die Erstattung schweben, und wir erhoffen
von ihnen einen guten Erfolg.

Was den zweiten Punkt angeht, so hat nach Artikel 3 des Rheinlandabkommens der
interalliierte Oberausschuß der Rheinlaude das Recht, Verorduuugen zu erlassen, „soweit sie not¬
wendig sind, nm den Unterhalt, die Sicherheit und die Bedürfnisse der militärischenKräfte der
alliierten und assoziiertenMächte sicherzustellen". Derartige Verordnungen besitzen Gesetzeskraft.
Es wird nun von dieser Befugnis ein sehr ausgedehnter Gebrauch gemacht. Für die Prooinzial-
verwaltnng ist vor allem zweierlei von schwerwiegender Bedeutung. Zunächst ist die Provinzinl¬
verwaltung nicht mehr völlig frei in der Besetzung ihrer Venmtcnposten. Es ist in der Verordnung
bestimmt, daß alle höheren uud ei» großer Teil der mittlere» Beamten dem Oberausschußgemeldet
werden müssen, sobald ein Abgang oder eine Versetzungoder auch eine Ernennung in Frage kommt.
Darüber hinaus aber uimmt der Oberansschußfür sich in Ansprnch, daß er jeden deutschen Beamte»
nn besetzten Gebiet ausweisen kann, "sobald er glaubt, daß dies notwendig sei, um den Unterhalt,
die Sicherheit oder die Bedürfnisse der alliierten Kräfte nicht irgendwie zu beeinträchtigen. Neben
dieser Absetzung kann außerdem noch die Ausweisung erfolgen. Die Provinzialverwaltung kann
dadurch in die Lage kommen, plötzlich, ohne daß der Provinziallandtag gefragt werden kann, Ver¬
änderungen in der Besetzung von Beamteupostenvornehmenzu müssen. Wir werden ihn ermächtigen
wlisscn, in dieser Weise über die Beamtenpostcn zu verfügen nud nns später Bericht darüber zu
erstatten.

Von noch größerer, vor allem mich von erheblicher finanzieller Bedeutung ist die Tatsache.
°aß der Oberansschnß dieser außerordentlichallgemein gefaßten Bestimmung die Bedeutung beilegt,
daß er in der Lage ist, über unsere Straßen, mehr oder weniger unbeschränkt,zu verfügen. Vor
allem ist i„ einer Ergänzungsverurdmmg erklärt wurden, das, die kommandierendenGeneräle der
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Besatzuugsarmeeu das Recht habe», und zwar jeder in seiner Zone, alle Neubau-, Verbesseruugs-
und Instandsetzungsarbeiten der Straßen zu militärischenZwecken zu überwachen. Es sind von
Seiten der Provinzialverwaltung Gegenvorstellungen gegen den Inhalt dieser Verordnung erhuben
worden. Es ist uns aber erwidert worden, daß der Ausschuß uicht in der Lage sei, sich mit unseren
Vudgetfragen zu befassen,und daß die Beamten entsprechend zn instruieren seien. Die Anforderungen
finanzieller Art, die auf Grund dieser Verordnung an den Pruvinzialverband gestelltwerde», belaufen
sich schon jetzt auf eine ganze Reihe uon Millionen, und es ist leider mit Sicherheit zn befürchten,
daß auch in Zukunft derartige Anforderungen noch gestellt werden. Auch in diesem Falle wird der
Provinzialausschuß befugt sein müssen, ohne uns vorher zu frage», zu verfügen.

Meine Herren! Der dritte Punkt betrifft die Abtretung der Kreise Eupen und Malmedy.
In dieser Hinsicht bestimmt der Artikel 34 des Vertrages vou Versailles: „Deutschland verzichtet
zu Gunsten Belgiens auf alle Rechte und Ansprücheauf das gesamteGebiet der Kreise Eupen und
Malmedy. Während sechs Monate nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages werde»
von der belgifchenBehörde in Eupen und Mnlmedy Liste» ausgelegt, und die Einwohner dieser
Gebiete sind berechtigt, darin schriftlich den Wunsch auszudrückeu,daß diese Gebiete gcmz oder teil¬
weise unter der deutschen Souveränität bleiben. Es ist Sache der belgischen Regierung, das Ergebnis
dieser Aeußerung der Bevölkerung zur Kenntnis des Völkerbundes zn bringen, desseu Entscheidung
anzunehmen Belgien sich verpflichtet". Es ist Ihueu eiue Karte vorgelegt wordeu, uud ich biu
gebeten wurden, auf die Tatsache hinzuweisen, daß vou belgischer Seite die Grenzkommissionschon
lange vor dem Ende der Abstimmung von dem Kreise Monschan noch Bahn und Land Belgien
zugesprochen hat, obwohl dieses letztere Gebiet für Belgien nur dann Zweck haben konnte, wenn
Eupen uud Mnlmedy endgültig an Belgien kam. Ich weise auf diese interessante Tatsache hi».

Meine Herren! Durch die Verhältnisse, die die Ausführung des Friedensvertrages in
diesem Punkte geschaffen hat nnd deren Abänderung wir verlangen müssen, weil sie dem Sinne
des Vertrages nicht entspreche»,ist der Provinzialverwaltung die Möglichkeit, ihre Angelegenheiten
in den genannten Kreisen in der alten Weise zu verwalten, genommen wurden. Es ist deshalb
zunächstzwischen der Provinzialverwaltung uud der belgischen Regierung ein Abkomme» getroffen
worden, das die Fürsurgegcbiete der Provinzialverwaltung betrifft uud dahin geht, daß die zurzeit
des Eintritts des Uebergaugs an Belgien vorhandenen Fürsorgezöglinge, Taubstummen, Blinden,
Geistestranken nsw in den Anstalten verblieben sind und vorläufig weiter darin verbleiben sollen,
während Belgien sich verpflichtethat, einen Betrag uon 10 Mark für den Kupf der Insassen "N
uns zu zahlen. Endgültige Abkomme,,sind bisher gctruffen wurde» einmal über die Regelung der
vun der Pruvinzialuerwaltung verwalteten Nuhegehaltskafscn ihrer Beamten und zweitens über die
Durchführuug des Viehseucheugesetzes,Ich darf mir angesichtsder Ihnen vorliegende»Ausführungen
in dem Bericht ersparen, die Zahlen zu verlesen, die sich dabei ergeben haben.

Schließlich ist noch von Bedeutung die Frage, welches Schicksal das Grundeigentum der
Provinz in diesen Kreisen haben wird. Wahrend nach dem Artikel 256 des Friedensvertrages
Belgien alles Gut und Eigentum des DeutschenReichs oder der deutschen Läuder zugesprochenist,
ist nichts darüber bestimmt,üb auch das Provinzialeigeutum an Belgien fällt. Wir stehen infolgedessen
ans dem Standpunkt und halten daran fest, daß das Eigentum uns verbleibt. Die belgische
Regierung hat das bisher grundsätzlichnuch nicht bestritten. Bezüglich der Provinzialstraßen wird
aber e,ne Abtretung ohne Entschädigung verlangt. Es schweben darüber noch Verhandlungen.

Meine Damen und Herren! Aehnlich liegen die Verhältnisse in, Saargebiet. Bezüglich
°es «Vaargelnets war in, Friedensvertrage bestimmt, daß der Regierungsansschuß in, Saargebiet alle
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Regierungsbefugnissebesitzt, die früher dem Deutschen Reich, Preußen und Bayern zustanden, innerhalb
des Reichs Beamte zu ernennen und abzuberufenund die ihm erforderlicherscheinenden Verwaltungs¬
und Vertretungsstellen zu schaffen und daß er vollständige Freiheit hat in der Verwaltung und
Ausbeutung der Eisenbahnen, Kanäle usw. Die Frage, wem das Eigentum an denjenigenLiegen¬
schaften zufällt, die bisher der Provinz zustanden, ist im Friedensvertmge uicht erwähnt. Tatsächlich
hat auch in den meisten Verwaltungszwcigenim Saargebiet die Provinz bisher noch die Verwaltung
behalten, da der Verwalter des Saargebiets bisher nicht in der Lage war, diese Tätigkeit selbst
aufzunehmen. Es handelt fich nun vor allem darum, im Saargebiet dir Frage zu-lösen, wie die
Stellung der Provinzialbeamten sein soll, und die Verwaltung der Provinzial-Heil- und Pflegcanstalt
Merzig zu regeln. Im übrigen wird auch über die Fürsorge für die dort untergebrachtenFürsorge-
zöglinge. Tanbstummen, Blinden. Geisteskrankenusw. zu verhandeln sein. Alle diese Erwägungen
schweben noch. Wir bitten Sie. auch bezüglichdieser zn treffendenBestimmungen dem Provinzial-
ausschuß die Ermächtigung zu erteilen.

Der Antrag des Provinzialausschnssesgeht dahin, der Provinziallandtag »volle beschließen:
„Der Provinzialausschuß wird ermächtigt, an Stelle des Provinziallandtages alle Ent¬
scheidungenZn treffen, die dnrch den Friedensvertrag und die Besetzung eines Teiles
der Nheinprovinz sich als notwendig ergeben, soweit die zu treffendeEntscheidungnicht
bis zum Zusammentreten des nächstenProvinziallandtages aufgeschobenwerden kann.
Dem nächstenProvinziallandtag ist über die hiernach getroffenen Maßnahmen zu berichten".

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Das Wort hat Frau Abgeordnete Röhl.
(Zuruf.) — Ich stelle fest, Frau Röhl hat mir nicht angegeben, zu welchem Punkte sie fich zum
Wort gemeldet hat. Sie hat fich zu Nr. 2 gemeldet. Zu Nr. 1 hat sich gemeldet Herr Abgeordneter
Dr. Russell, dem ich das Wort erteile.

Abgeordneter Dr. Russell: Meine Damen und Herren! Einige kurze Worte.
Zunächst darf ich namens der Einwohner des besetzten Gebiets für die Bekundung des

Mitgefühls die der Herr Berichterstatter eben zum Ausdruckgebrachthat. den verbindlichsten Dank
aussprechen ebenso Ihnen, die Sie diese Ansführungen durch Ihren reichen Beifall unterstützthaben.

Sodann aber möchte ich darauf hinweifen, daß bei der Generaldiskussionder Herr Abge¬
ordnete Dr Hagen erklärt hat. daß sich im besetzten Gebiet namentlich hinsichtlich der Besatzungs¬
schäden doch noch manche Schwierigkeitenzeigten und daß es notwendig sel. daß d,e Feststelluugs-
behörde mit größerer Schnelligkeit arbeitet und daß eine entsprechende Verbindung zwischen den,
Reichswirtschaftsgericht,dem Berufungsgericht und dem besetzten Gebiete geschaffen wird, indem d,e
zuständigen Senate nach Coblenz verlegt werden. Diesen Wunsch kann ich nach >eder Richtung
unterstützen Ich bitte Sie dringend darum, einmütig znm Ausdruckzu bringen, daß nach dieser
Richtung bin für die notleidendeBevölkerung des besetzten Gebietes alles, auch das Letzte, geschehen
muß Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit anerkennen,daß die Fcststellungsbehörden.wenigstens
soweit mir bekannt geworden ist, bisher hinsichtlich des Umfangs der Vergütnugen voll nud ganz
ihre Pflicht getan haben. Wir haben uns wenigstens m dem stark n, Anspruch ge"°"nnenen
Vesatznngsgeb ete von Coblenz, das unter der Besatzung uud unter dem interalliierten Au schuß zn
l«den hat, ,,ach dieser Richtung hin nicht zu beklagengehabt. Neuerdings sind ans Gründen der
allerdings dnrchans gebotenenSparsamkeit uene Vorschriftengetroffenworden für den sog. Vertreter
des ReichsinterMs bei der Feststellungsbehörde. Diese Vertretung .st auf d,e Reichsvermogens-

im besetzten Gebiete natürlich nnr das haben, was uns

Mehl ,md kewu Pfennig mehr. Aber andererseits mnß bei diesen Feststellungendoch anch künftig
19
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lediglich nach Recht und Billigkeit geurteilt werden. Juristische Bedenkenund Kleinlichkeiten dürfen
natürlich nicht vorwalten, sondern ein wirkliches Wohlwollen und Mitgefühl für die uuter der
Besatzung Leidenden. Es würde auch von großer Bedeutung für die Bevölkerung sein, wenn eine
wirkliche Ortsbeziehung und Ortskenntnis bei den mit der Entscheidungbefaßten Behörden bestände,
weshalb wir die Verlegung der Senate des Reichswirtschaftsgerichtsin das besetzte Gebiet, an den
Sitz der Reichsvermögensverwaltungund au den Sitz des Oberpriisidinms dringend erbitten.

Aber auch auf etwas anderes muß ich hinweisen, wo Klagen und Beschwerden der Kommunal-
verbände gerade aus dem amerkanisch besetzten Gebiete sich in letzter Zeit gezeigt haben. Die
Kllmmunalverbändesind, durch die amerikanischen Besatzungsbehördenveranlaßt, im vorigen Jahr
gezwungengewesen, große Mengen von Lebensmitteln, besonders an Mehl, bereit zu legen, weil eine
genügendeSicherheit für die ausgiebigeBelieferung durch die Reichsbehördennicht gegeben war. Tat¬
sächlich haben monatelang die Reserven unbenutztgelegen. Als nun, wie auch an anderen Stellen des
Reichs, etwa im Mai und Juni die Reichsbelieferungan Mehl und anderen Lebensmitteln ausblieb,
mußten wir diese Lebensmittel angreifen. Bei der schlechten Valuta und der Unmöglichkeit,den
Brotpreis entsprechendzn erhöhen, entstanden den Gemeinden gewaltige Verluste. Beispielsweise
ist die Stadt Coblenz genötigt gewesen,etwa 10 Wochen hindurch jede Woche eine Million Mark
zuzusetzen. Wir haben den Antrag gestellt, dieses Mehl auch in die sog. Verbilligungsaktion, die
Ihnen bekannt ist, mit aufzunehmen. Es haben langwierige Verhandlungen darüber stattgefunden,
die schließlich zu einer grundsätzlichen Zusage geführt haben. Aber bis heute find uns die betreffenden
Beträge nicht angewiesen,und es ist uns auch nicht mitgeteilt, ob wir diese vielen Millionen dem¬
nächst erhalten werden. Wie es im Stadtkreis Coblenz ist, so ist mich im Landkreis. Auch dieser
ist genötigt gewesen,dieses teure amerikanische Mehl mit zum Brotbackenzu verwenden. Wir bitten
Sie darum, daß Sie sich dafür einsetzen,daß diese durch die Besatzung veranlaßten und schließlich
durch die Nichtlieferung seitens des Reichs notwendig gewordenenAusgaben uns erstattet werden.

Ich habe mir erlaubt, die drei Punkte, die ich angeführt habe, zusammenzustellenund
bitte Sie zu beschließe«:

„Der Provinziallandtag ersucht den Provinzialausschuß, bei der Reichsregieruug dafür
einzutreten, daß
1. für eine schnelle Feststellung der BesatzungsschädenSorge getragen wird, bei der

Such und Ortskenntnis ebenso unerläßlich sind wie Wohlwollen und Mitgefühl,
die frei sein mnß von fiskalischen Engherzigkeitenund juristischen Bedenken,namentlich
bei der Ermittelung des ursächlichenZusammenhanges zwischen Schaden und Be¬
satzungsverhältnissen ;

2. daß zur Sicherung dieser Grundsätze und zur besseren Verbindung mit der betroffene!!
Bevölkerung die alsbaldige Verlegung des zuständigenSenats des Reichswirtschafts¬
gerichts nach Coblenz angeordnet wird;

3. daß die Verbilligungsaktion für die von den Kommunalverbänden des besetzten
Gebiets als Ersatz für die seitens der Reichsstellennicht gelieferten Waren beschafften
Lebensmittel endgültig durchgefühlt wird".

Stellvertretender VorfitzenderDr. Kaiser: Ich stelle fest, daß meine Annahme, die sich
darauf bezog, daß Frau Röhl sich zum zweiten Punkte zum Wort gemeldet habe, nicht richtig
""' ^ bedaure. daß Frau Röhl infolgedessennach Herrn Nr. Russell erst zu Wort kommt-
^cy hoffe aber, daß er ihr nichts von ihren Ausführungen weggenommenhat.

Das Wort hat Frau Abgeordnete Röhl.
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AbgeordneteFrau Nöhl: Meine Herren und Damen! Herr Nr. Wesenfeldhat in seinen
eisten Ausführungen zu Anfang sich an die Brüder im besetzten Gebiet gewandt. Ich möchte zum
Ausdruck bringen, daß er wohl nicht mit Absicht die „Schwestern" im besetztenGebiet vergessen
hat. Ich mochte betonen, daß sie es sind, die unter dem Druck, der auf der gesamtenBevölkerung
liegt, ungeheuer zu leiden haben, aus den verschiedensten Gründen heraus, die ich ganz kurz
belegen möchte.

Ich möchte vorausschicken, daß es meine Aufgabe nicht sein soll, die in den Verträgen, in den
Waffenstillstandsbedingungen,im Friedensvertrage. im Nheinlandabkommenfestgelegten Bestimmungen
irgendwiezu erörtern. In diesem Rahmen will ich sie nicht kritisieren. Ich möchte nur als Frau,
und zwar als Sozialistin, zum Ausdruck bringen, daß wir nach wie vor den Friedensvertrag als
ein Dokument der Gewalt und des Unrechts empfinden. (Beifall.) Das darf ich wohl mit allem
Nachdruck hier feststellen, obgleich ich ja der Meinung bin, daß nicht alle übereinstimmenddas Recht
haben, von dem besonderen Unrecht und der besonderenGewalt zu sprechen, die man uns angetau
hat. (Abgeordneter Verlach: Sehr richtig!)

Das aber nur nebenher. Ich »lochte Hi». sozialen und kulturellen Bedrückungen,die sich
ganz naturnotwendig ergeben, erwähnen. Die Besatzung an sich, die Möglichkeit, die Zahl der
Truppen beliebig zu vermehren, bedrückt uns außerordentlich. Wie Sie alle wissen, ist im Rhein-
landabtommcn darüber keine ganz feste Zahl enthalten, wieviel Truppen überhaupt im besetzten
Gebiet einschließlich des Saargebiets gehalten werden dürfen. Augenblicklich liegen nach den letzten
Zahlen die Dinge so, daß wir einschließlich des Saargebiets 100000 Franzosen, 120 000 Belgier,
13 000 Engländer und 12 000 Amerikaner, zusammen also 245 000 Mann einschließlich Offiziere
bort haben. Laut Friedensvertrag dürfen wir in ganz Deutschlandzu unserer notwendigenSicherung
nur 100000 Mann einschließlich Offiziere in der Reichswehr haben. Ich mache mit Absicht diese
Gegenüberstellungund enthalte mich jeder Kritik hierzu. Ueber die Besatzungskosten, die das deutsche
Volk insgesamt zu zahlen hat, will ich auch kein Wort sagen. Das ist Ihnen ja allen bekannt; vor
allen Dingen sind Ihnen wahrscheinlich die Zahlen bekannt, die im Juli vom Reichsschatzministerium
veröffentlichtwurden über die gemoezu wahnsinnig anmutenden Kosten, die sich nicht verringern,
sich im Gegenteil infolge unseres wirtschaftlichen Tiefstandes immer mehr vermehren müssen. Es
'st selbstverständlich— das möchte ich besonders unseren Kollegen, die hier aus dem unbesetzten
Gebiet anwesend sind, sagen —, daß wir im besetzten Gebiet durch den hohen Geldwert der Löhnung,
bie die Besatzung bekommt, alle Dinge, die sich auf Kleidung, auf Nahrung, ja fogar auf die
Wohnung erstrecke:,, ganz automatisch teurer mitbezahlen müsseu. (Sehr richtig! links.)

Wenn ich einige Worte zu der besonderenSchwierigkeit der MllchbeKeferungfagen darf,
die durch die Besatzuug in geradezu erschreckendemMaße bedroht ist. so greife ich nur einmal den
industriellen Bezirk um Aachen und Aachen selbst heraus. Sie werden ja in Ihrer Entschließung
noch einiges über Eupen-Malmedy hören. Aachen hat Eupen-Malmedy. sein wirtschaftlichesHinter¬
land, verloren. Die Milchversorguug gerade in dem Bezirk ist so jammervoll, wie fie nur sem
kann. Genaue Zahlen kann ich hier nicht angeben, oberes wird ^
Berichte ans Aachen lanten. daß durch den Verlust dieses wntschaftllchenHm erlandes Aachen als
Stadtverwaltung ungefähr 7 Mark pro Liter Milch bezahlen muß. wenn es überhaupt Mllch für
d« Säuglinge, für die Kinder bekommenkann. So oder ähnlich find m nnn d.e Dmge überall
und in anderen Beziehungen ebenfalls. In Köln - das wird nur der Herr Oberbürgermeister
Adenauer bestätigen - ist die Ernährung unserer Kleinen und Kleinsten durch die schwierige Milch-
v"s°rgung und dnrch die schwierige Versorgungüberhaupt in Frage gestellt. Ich glaube auch sagen

19*



148 59. RheinischerProvinziallandtag, 5. Sitzung am 10. Dezember 192,0.

zu dürfen, daß diese Wirkungen nicht allein auf das besetzte Gebiet beschränkt bleiben. Ich glaube,
daß das Gebiet, das unmittelbar an das besetzte stößt, auch Einwirkungen dieser Art zu verspüreil
hat. Als kurzes Beispiel der Vergangenheit erwähne ich Düsseldorf, das ja seinerzeitin bezug auf die
Milchversorgungfür die Kinder, für die Säuglinge, für die Kleinsten in höchstem Maße in Not geriet.

Meine Herren und Damen! Aber ein Gebiet, das ich besonders als Großstädten» hier
hervorheben möchte nud das für uns Frauen von ganz außerordentlicherBedeutung ist, das ist,
daß sich die Wohnungsnot dnrch die Besatzung in einem Maße fühlbar gemacht hat, daß wir gar
nicht Worte finden, um dies uachdrücklich genug hier zur Kenntnis bringen zu können. In Köln
ist die Wohnungsnot geradezu katastrophal. Sie erstreckt sich aber auch auf mittlere Städte, kleine
Städte und die kleinstenOrte. Es ist von einem der Herreu Vorredner schon angeführt worden,
inwieweit gerade die Provinz durch das Belegen von Anstalten und dergleichen in Mitleidenschaft
gezogenwird. Die Folgen dieser Tatsache find ungeheuer. Wir haben ja alle in den Kommissionen
feststellen tonnen, in wie starkem Maße das überall einwirkt.

Wenn ich in bezug auf die Großstädte noch ein Wort über die Beschlagnahmeder großen
Räume, der großen Häuser, der öffentlichenGebäude fagen darf, so möchte ich nicht verfehlen,auf
den großen Schuljammer hinzuweifen, der geradezu typifch ist für die größeren Städte. Wir haben
in Köln zu verzeichnen,daß durch das Belegen größerer Anstalten für unfere Kinder, die schon
durch die Kriegsjahre hindurch geteilte« Unterricht bekommen mußten, vormittags Unterricht in
ungenügendenRäumen genossen haben uud nachmittags bis zum Eintritt der Dunkelheit in unge-
nügendeu Räumen waren, der Jammer sich noch in bedeutendemMaße verstärkt hat. Es liegt ja
nun gar keine Möglichkeit vor, wir haben gar keine Handhabe, hier irgendwie Besserungen abzu¬
sehen. Wir haben keine Machtmöglichkeitenin unserem Bereich. Es kann nur unsere Aufgabe
sein, immer wieder und wieder alle diese Dinge zu beneunen, auch die Bewohner im unbesetzten
Gebiet darauf aufmerksamzu machen, daß sie uns nachdrücklichst unterstützenin unserem aussichts¬
lose» Kampfe gegen die Bedrückung, die uns im besetzten Gebiete in kultureller und sozialerHinsicht
gleicherweife schwer trifft.

Meine Herren und Damen! Es war in der Debatte uud in den Ausführungen an« ersten
Tage und in der Arbeit der Kommissionen immer die Rede davon, daß die moralischeQualität
eines großen Teiles unserer Bevölkerung, eines Teiles, den wir als Pflegepersonal und als Helfer
in den Anstalten so nutwendig brauchen, im allgemeinen sehr gesunken ist. Ich habe in der Kom-
missiou Gelegenheit genommen, darauf hinzuweisen, daß wir uns darüber nicht so sehr moralisch
entrüsten dürfen, weil doch so viele Gründe dafür anzuführen sind, die uns dieses ganze Elend
und den gauzen Jammer des moralischenTiefstandes verständlichmachen.

In dem Zusammenhange, meine Herren und Damen, möchte ich auf eins hinweise», ^
ist ja bei dem niedrigen Stande unseres Geldes, bei der schlechten Valuta eiue beinahe selbst¬
verständliche Sache, daß durch den Geldverkehi der Soldaten in den besetzten Gebieten Folge¬
erscheinungenzu sehen sind, mit denen wir nun einmal rechnen müssen, die wir sehen nnd richtig
sehen müssen. Ich möchte Ihren Blick auf das von den Amerikanern besetzte Gebiet lenken. Der
amerikanische Durchschnittssoldat,wie er heute iu dem Gebiete ist, der von den Bewohnern vielfach
als eine Abcnteurernatur bezeichnet wird, der aus Amerika herüberkommt, auf dem Kriegsschauplatz
nicht gewesen ist und die eigentlichenpolitischeu und sonstigenZusammenhänge gar nicht kennt,
wirft mit dem Gelde, das er - - ich möchte sagen — in großen Haufen an'jedem Zahltage
bekommt, immer nur so um sich, uud es'ist nicht zu verwundern, wenn nach den furchtbare»
Jahren der Entbehrungen, des blanken Hungers, der mangelhaften Erziehung, kurz «"d gut, der
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ganzen Tragik der 50 Kriegsmonate nicht alle Elemente im besetzten Gebiet, nicht alle Menschen
so widerstandsfähig sind, um den Verführungen, um den durch das Zusammenlebenbedingten Ein¬
flüssen moralisch gewappnet gegenüber zu stehen. (Sehr richtig!) Wer wie ich vielfach in den
Bezirk kommt und sich das ganze Leben und Treiben ansieht, wird von tiefstem Jammer erfüllt
darüber, daß unsere heranwachsende Jugend ungefähr 10 Jahre in dem Bereich und 15 Jahre in
dem Bereich des Mainzer Brückenkopfesdiesen erdrückenden,jammervollen Dingen ausgesetzt sein
soll. (Zustimmung.) Die demoralisierendenEinwirkungen, meine Herren und Damen, sind eine
felbstverständliche Angelegenheit,der wir nicht wirksam dadurch begegnen können, wenn wir uns von
Zeit zu Zeit moralisch entrüsten (Sehr richtig!), sondern nur, wenn wir in der Provinz wie auch
in den einzelnen Gemeinden alles daransetzen, die sozialen Schäden, die sozialen Ursachen auf¬
zuzeigen und durch wirksameMaßnahmen zu bekämpfen und auch in kultureller Hinsicht alles zu
tun, ,im diesen Einwirkungen aufs kräftigste zu begegnen. (Sehr gut!)

Ich möchte dies hier zum Ausdruckbringen, indem ich zum Schluß sage: Ich mache mir
absolut keiue Hoffnungen, daß derartige Reden und große Entschließungenden Wert haben, den wir
wohl im Augenblick davou annehmen. Ich mache mir auch keine Illusionen darüber, daß manche
Aktion verpuffe»wird. Aber ich habe doch die Hoffnung und die Zuversicht, daß, wenn das, was ich
eben ausgeführt habe, immer wieder gesagt wird, wenn wir wissen, daß auch im unbesetzten Gebiet das
Verständnis für die besondere Notlage in dem Teile des Landes, in dem wir wohnen, erweckt und
vertieft wird, wir einen moralischen Rückhalt bekommen, damit wir kämpfen können für das, was ich
Ihnen eben ausgeführt habe, und gegen soziale nnd kulturelle Schäden, die ich benannte. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Eine Wortmeldung zn Punkt 16 Nr. 1 liegt
nicht mehr vor. Ich stelle demnachdie unveränderte Annahme dieses Antrages fest.

Wir kommen zu Punkt 16 Nr. 2.
Das Wort hat der Berichterstatter, Herr AbgeordneterDr. Wesenfeld. ^
Abgeordneter Dr. Wefenfeld: Zu dem Punkte 16 Nr. 2 irgendeine Begründuug M

geben, wäre nach meinem Gefühl ein Fehler. (Sehr richtig!) Ich bin überzeugt, daß wir alle
hier im Saale einmütig die Entschließung, die wir Ihnen vorlegen, annehmenwerden, und ich bitte
Sie, das ohne^jede Begründung zu tun. Die Entschließunglautet:

üz-//^Der Provinziallandtag der Rheinprovinz bedauert aufs tiefste die schwierige Lage, in
^^ die das Saarland durch die auf 15 Jahre bemessene getrennte Verwaltung gekommen

ist, so daß seine Vertreter nicht mit uns tagen können. Wir bewahrenden Bewohnerndes
Saarlandes unzerstörbareLiebe und Treue, wie wir auch wissen, daß sie sich in gleicher
Gesinnung mit dem fchwer ringenden deutschen Vaterlande in aller Zukunft eins fühlen.

Der Provinziallandtag der Rheinprovinz nimmt mit tiefstem Schmerz Kenntnis
von der Losreißung der beiden Kreise Eupen und Malmedy vom Deutschen Reich und
von der Rheinprovinz. In völliger Uebereinstimmungmit der Neichsregierungerklärt
er diese Losreißnng als durch keine vertragsmäßige Bestimmung gerechtfertigt,als eine
Vergewaltigung des Selbstbestimmnngsrechtsder Bevölkerung beider Kreise und als
einen schweren Vorstoß gegen die Grundsätze des Völkerrechts. Keine Macht auf Erden
wird imstande sein, das geistige und völkische Band des DeutschenReiches und der
Rheinprovinz mit beiden Kreisen zu zerstören, wie es auch keiner Macht gelmgen wird,
die Herzen der übrigen Rheinländer loszulösen von der großen Volksgemeinschaftdes
Deutschen Reichs".

SWv^ttetenw VorsitzenderDr. Kaiser: Das Wort hat Herr Abgeordneter Zöllig.
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Abgeordneter Iöllig: Meine Damen und Herren! Ich habe zu dieser Entschließung
folgende Erklärung meiner Fraktion abzugeben.

Die Fraktion der U. S. P. stimmt der vorgeschlagenen Resolution zu. Indem sie dies
tut, bleibt sie sich konsequent. Hat sie doch stets während des Krieges jede Vergewaltigung von
Völkern und Volksteilen bekämpft, wofür sie von den übrigen politischen Parteien Deutschlands aufs
heftigste angegriffen und verleumdet wurde. Die bürgerlichen Parteien haben sich des Rechts,
gegen die Oewaltmaßnnhmcn der Eutente zu protestieren, vergeben(Oho-Rufe), haben sie doch jahre¬
lang die preußische Elsaß-Lothringer, Polen- und Dänenpolitik gestützt. Auch während des Krieges,
als noch auf eineu deutschenSieg gehofft werden konnte, gehörten die bürgerlichen Parteien zu
deu blindwütigsten Annexionisten. Um nur ein Beispiel anzuführen, verweisen wir darauf, daß
am 2. Februar 1916 der Proviuziallaudtagsabgeorduete Kehren hier in diesem Hause für die
AnnexionBelgiens eintrat nnd daß seine diesbezüglichen Ausführungen den Beifall des Hauses fanden.
(Hört! Hört! bei der U. S. P.). Das Los unserer saarländischcnBrüder geht auch uns zu
Herzen. Indem wir ihr trauriges Los überdenken,können wir uns aber auch eines Gefühls der
Bitterkeit nicht erwehren, wiffen wir doch, daß die Urheber ihres Unglücks in den Reihen der deutschen
Militaristen zu suchen sind (Laute Pfui-Rufe bei den bürgerlichenParteien. Rufe: Sehr richtig! links),
die in den während des Krieges besetzten Gebieten in freventlicherWeise Kulturschätzevernichteten.
Müssen wir doch heute feststellen,daß sich die Entente bei ihren Maßnahmen gerade auf das Tun
diefer Militaristen stützt. Diefe Männer haben sich auf das schwerste an der Menschheit versündigt,
und wir verlangen auch an dieser Stelle, daß sie dafür vor ein Gericht gestellt und bestraft werden.
(Lebhafte Pfui-Rufe.) Wir find aber auch überzeugt, daß die Militaristen anderer Länder, falls
sie die Möglichkeit dazu gehabt, nicht bester gehandelt hätten als die deutschen. (Aha°Nufe bei den
bürgerlichen Parteien.) Wenn also die bürgerlichen Klassen jenseits der Grenzen sich entrüsten
über die Zerstörung der Zechen und Industrien durch die Deutschen nnd Vergeltung verlangen, so
steht ihnen das schlecht an.

Einzig das internationale sozialistischeProletariat hat das Recht, zn protestieren, und seinem
vereinten Ringen allein wird es auch gelingen, nicht nur die Saarvölker, sondern alle Nationen
frei zu macheu von jeder Ausbeutung und Unterdrückung. (Zuruf: Abwarten! Lachen bei den
bürgerlichenParteien.) Ihnen allein wird es gelingen, die Menschheit aus der Barbarei und zur
höchstenStufe der Kultur, der Freiheit und des Glückes zu führeu. In diesem Sinne wende»
wir uns auch an das sozialistische Proletariat der Ententeländer und sind uns bewußt, daß dasselbe
alles tun wird, um das Los unserer Brüder zu verbessern. (Lachen bei den bürgerlichenParteien.)

Wir bedauern, daß es in DeutschlandMänner gibt, die, nachdem Ungezählte unserer Klasse»«
geuusseuim Kriege - - um mich ihres Sprachgebrauchs zu bedienen — „für die Unverletzbarkeit
der Reichsgrenzen" ihr Leben hergäbe,,, für eine Losreißung der Rheinlande vom Deutsche»Reiche
eintreten. Aber auch die separatistischenBestrebungen in bezug auf die Nheinlande lehne» ""
mit aller Entschiedenheitab. weil diese Bestrebungen auf dem Wege der völligen Lusreihung der
Provinz vom Reiche liegen. Wir bedauern, daß das Zentrum im preußischenAbgeordnetenhaus»:
noch am 24. März 1920 einem Protest gegen die Errichtung einer westdeutschen Republik seine
Zustimmung versagte. (Hört! Hört! bei der U. S. P.) Wir werden uns mit allen uns zu Gebote
stehendenMitteln gegen, diese Bestrebungen wenden, da wir deren selbstsüchtigeund reaktionäre
Tendenz erkennen. ' ' , ^ »

m-l.' ^ ?^"^ "" ^""" "ut unseren Klassengenossender übrigen deutschenProvinzen »«"
nemetswle werden wir für ein sozialistisches Deutschland kämpfen, da wir der Ueberzeugungs"'d.
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daß nnr der Sozialismus in der Lage sein wird, die furchtbaren Wunden, die uns der Krieg
geschlagen hat, zu heilen.

In diesem Sinne stimmen wir der Resolution zu.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Kaiser: Eine Wortmeldung liegt nicht mehr vor.

Ich stelle die einstimmigeAnnahme auch dieser Entschließungfest.
Wir kommenzu Nr. 17:

Antrag der Monschau-Kommission, wegen Zuteilung der Bahn Raeren—
Kalterherberg an Belgien bei der Staatsregierung Protest zu erheben.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Innsen.
Abgeordneter Iansen-Lammersdurf: Meine sehr verehrten Damen und Herreu! Bei

seiner Eröffnungsrede hat der Herr Ober-Präsident hier in diesem Hause zu meiner Freude einen
Willkommengrußhinausgeschickt in meine engere Heimat Eupen und ebenfalls in den benachbarten
Kreis Malmedy. Aber befremdendwar es eigentlich,daß der andere Kreis, der in der Nähe liegt,
Monschau, der zum Teil noch gefährdet ist, bei diesen Worten nicht erwähnt würbe. Um so erfreu¬
licher war es, daß aus dem Hause heraus eine Anregung'erging, es möchte auch die Frage von
Monschau eiuer Erörterung unterzogen werden. Besonders erfreulich war es, daß diese Anregung
hier im Hause einen lauten Widerhall fand.

Sie haben vor sich eine Karte liegen, aus der Sie die Lage des gefährdeten Kreifes
Monschau sehen können. Es handelt sich um den Kreis, der zwischen Eupen und Malmedy nach
Osten eingeschoben ist ersp. angrenzt. Dieser Kreis Monschau wird von einer einzigen Bahn durch¬
zöge». Es ist die einzige Bahn, die ihn mit dem Mutterlande, mit dem alten Vaterlande verbindet.
Diese einzige Bahn, die den ganzen Kreis durchzieht— von Kalterherberg an bis Ruetgen —,
ist im März dieses Jahres durch Beschlußder Kommission,die sich mit der deutsch-belgischenGrenze
befaßt, Belgien zugesprochen worden, auch der Botschafterrat hat diesen Beschluß gutgeheißen.

Meine Damen uud Herren! Aus diesem Beschluß, der uns bis jetzt vorliegt — ich will
nicht darauf eingehen, welche Versucheseitdem gemacht worden sind, um ihn rückgängig zu machen
uder um die Lage des Kreises zu verbessern-, ergeben sich für den Kreis Monschau eine Reihe
von Rcchtsnachteilen,von wirtschaftlichenund kulturellen Nachteilen, die wir hier nicht unerwähnt
lassen dürfen. Zunächst ist ja, was als Rechtsfolge zunächstzu betrachten ist, der Artikel 37 des
Fiiedensvertmges der die neuen Grenzen zwischen Deutschland und Belgien festsetzt, - ich möchte
sagen ^ vollständig annulliert worden^ Dieser Artikel 3? besagt ausdrücklich, daß die neue Grenze
zwischenDeutschland und Belgien sein soll: die Ostgrenze des Kreises Malmedy. und zwar von
dem Punkte an wo die belgische,deutsche und holländischeGrenze zusammentreffen,dann weiter
nach SUdusteu die ehemalige Monschau-belgische Grenze und weiter nach Slldostc» die Nord- und
Nordostgrenze des Kreises Malmedy. Meine Damen und Herren, dieser Artikel ist durch den
Beschluß der Kommission der die Gutheißung des Botschafterrats gefundenhat, vollständigannulliert.
Denn mit der Bahn ist zu gleicher Zeit auch alles Gelände des Kreifes Monschau, das westlich
dieser Bahn liegt Belgien zugesprochen worden. Durch das Gelände, das westlichder Bahn liegt,
geht ferner anch die einzige Landstraße, die den Kreis mit der Stadt Aachen verbindet, und weil
Aachen das Belieferungsqebiet oder das Nächstliegende Verkehrsgebletfür Monschau lst. so lst mcht
"Nr per Bahn, sondern auch auf der Hauptlaudstmße der Verkehr sehr erschwert wem, nicht zum
Teil unmöglich emacht. Was das für wirtschaftliche3°lgen hat ön«eu Sie sich ohne weiteres
denken. Die Ausfuhr aus dem Kreise Monschau betrug jährlich 52 126 t und die Einfuhr unge¬
fähr 60000 so daß der au uud für sich als ländlich anzusprechende Kreis Monschau trotzdemnoch
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ein Bedarfskreis genannt werden muß. Die Bahn ist, wie ich sagte, die einzige des ganzen Kreises,
der einzige Bahnstrang, der uns nach Deutschland führt, und diese einzige Bahn steht bereits seit
Mai nnter belgischerBetriebs-, Paß- und Zollkontrolle. Unter belgischer Vetriebskontrolle, das
heißt, daß wir nicht mehr in der Lage sind, in den Zugverkehr eine nennenswerte Einwirkung zn
haben. Wahrend früher die Bewohner des Kreises Monschau in einer Stunde die Nächstliegende
Stadt, Aachen, erreichten, müssen sie heute für dieselbe Fahrt zwei Stunden anwenden. Und zn
einer Zeit, als die westdeutsche Zeit eingeführt wurde, wurde» einfach auf der Nächstliegenden
belgischenStation Raeren, die wir jetzt durchqueren müssen, unsere deutschenZüge eine ganze
Stuude angehalteu, um den Ausgleich der Zeit herbeizuführen. Wer aus Monschau kommt, hat
auf dieser Strecke eine dreimalige Zollrevision durchzumachen, im letzten Orte des Kreises Monschau,
Roctgen, deshalb, weil er in Belgien hineinfährt, auf der Station, die im Kreise Lupen liegt,
deshalb, weil er aus Deutschlaud nach Belgien kommt, in Walheim, der nächsten Station, deshalb,
weil er aus Belgien nach Deutschland kommt. So geht die endlose Belästigung des Verkehrs
weiter, so daß jeglicherVerkehr hin und her fast unterbunden ist. Dazu die Paßkontrolle. Die
jenigen, die von weiterher kommen, haben natürlich keine Ahnnng davon, daß sie, bevor sie in das
belgische Gebiet fahren, einen Paß vorzeigen müssen. Die Folge davon ist, das weite Reisen ver¬
geblich gemacht sind; die Reisenden müssen umkehren, wie auch diejenigen, die von oben nach unten
kommen, wieder umkehren müssen, .wenn ihnen zufällig ihr Paß fehlt. Weun Sie bedenken,daß
mit dieser Bahn ungefähr 200 Arbeiter jeden Tag ihre Arbeitsstätte in Aachen, Note Erde, Stol¬
berg usw. aufsuchen,so können Sie crmessen, welche Wirtschafts- und Verkehrsfchwierigteiteualler
Art diesen Arbeitern daraus entstehen. Heute, wo der Schichtwechselgenau zur festgesetzten Zeit
stattfindet, kann der Arbeiter nicht da sein. Nehmen Sie einmal die Möglichkeit an, daß dem¬
nächst überall an diesen Stationen, die heute noch von deutscheinPersonal bedient sind, belgisches
Personal kommt, mit dem sich vielleicht 2"/o der dortigen Bevölkerung verständigen können, so
werden Sie einsehen, daß es zu endlosenSchwierigkeiten,Mißverständnissenund Verkehrshindernissen
führt, wenn dem Kreise Monschau diese einzige Bahn nicht erhalten bleibt.

Verehrte Damen und Herren! Die Gemeinden sind infolge dieses Beschlusses,die Bah»
Belgien zuzuteilen, finanziell schwer gefährdet, und zwar deshalb, weil einzelne Gemeinden des
Kreises Monschau, die auf der Ostseite der Bahn liegen, ihre Wälder auf der Westseite der Bah",
d. h. auf derjenigen Seite liegen haben, die Belgien zugesprochenworden ist. Damit verlieren
diese Gemeinden ihre finanzielle Einnahmcqnelle, und es droht ihnen auf diese Weise — wir dürfen
sagen — nicht bloß eine finanzielle schwere Schädigung, sondern es könnte für die eine oder andere
Gemeinde dadurch der finanzielle Ruin eintreten. Es liegen ferner dort auf der Westseite der
Bahn, also in demjenigen Teil, der Belgien zugesprochenworden ist, weite Flächen, Torf »"d
Streuflächen für die kleine Landwirtschaft. Wenn das dem Kreife Monschau alles weggenomm"
ist, so wird auch der ohnehin nur kleine Wirtschaftsbetrieb in Vieh noch geschmälert,weil eben dem
Kleinbauer das notwendigeFutter resp, die notwendige Streu usw. fehlt, um seiu Vieh durchzu
bringen. Wenn ich dazu mitteile, daß jetzt schon in dem sog. ländlichen Kreise Monschau. '" der
Stadt Monschau selbst infolge Unterernährung die Quäkerfpeifung eingeführt werden mußte, s"
verstehen Sie. wie die Wegnahme solcherDinge nicht nur für unsere Arbeiter, für deu wirtschaft¬
lichen Verkehr, sondern auch ganz besonders für unsere ohnehin unzureichendeLandwirtschaft eine
schwere Schädigung bedeutet.

l^, DciMer hinaus, meine Damen und Herren, liegt auch uoch in diesem Gebiet das Nieder
Magsgewt nnd zum Teil die Quelle für die NachbnrgroßstadtAachen nnd den Landkreis Aachc».
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Dadurch, daß dieses Niederschlagsgebietsich i» Zukunft der Kontrolle der deutschen Behörden ent¬
ziehen würde, sind hier auch sanitäre Gefahren gegeben, die wir gar nicht verkennenkönnen. So
werden tatsächlichinfolge dieses Beschlussesnicht nur die Bewohner des Kreises Munschau, nicht
nur die einzelnen Gemeinden geschädigt,sundern es ist darüber hinaus eine Schädigung auch des
Stadt- und LandkreisesAachen und damit schließlich auch unserer gesamten Rheinprovinz.

Meine Damen nnd Herren! Ich könnte auch noch auf kulturelleSchädigungen hinweisen,
die dein Kreise Mouschau durch die Abtrennung der beiden Kreise Eupen und Malmedy erwachsen,
aus welchen früher vor dem Kriege die Malmedyer und Eupener Jugend zum Teil zu der Bildungs¬
stätte Munschan hinströmte. Auch diese beiden Kreise sind abgeschnitten. Infolgedessen ist der
Kreis Mouschau nicht mehr in der Lage, seine einzige Bildungsstätte, die höhere Schule, zu er¬
halten. Meine Herren, das ist für Arbeitersöhne,für Landwirtssühne wie auch für Vecunteusöhne
in gleicherWeise ein harter Schlag. Wir haben heute das Wort „Freie Bahu dem Tüchtigen!".
Wir sind alle davon überzeugt, daß nur die weiteste Entfaltuug der Intelligenzen und der sonstigen
Tüchtigkeitender Bevölkerung allein wiederum unserem geschwächten Lande aufhelfen können. Und
auch darüber find wir uns klar, daß diese Intelligenz und diese Tüchtigkeitnicht bloß ein Vorrecht
der wirtschaftlich bessergestellten Stände ist, sondern daß auch in Arbeiterkreisen nnd bei den Söhnen
der Landwirtschaft diese Eigenschaftenzu finden sind und daß diese Staude emporgekommensind,
weil sich tüchtige führende Köpfe an ihre Spitze gestellt haben. Darum ist der kulturelleSchaden
für die Arbeiterschaft, für die Söhne der Landwirtschaft, wie auch für die immerhin große Zahl
von Beamten, die im Kreise Munschau tätig siud. uicht hoch genug zu bemessen.

Meine Damen und Herren! Ich sagte eben, daß aus diesem Hause heraus die Anregung
ging, die Frage Monschau hier zu behandeln. Wenn das geschah, so geschah es keineswegs deshalb,
weil man ein Wort des Unfriedens über die Grenze rufen möchte. Im Gegenteil, ich möchte aus¬
drücklich feststellen,daß die Verhandlungen dahin geführt wurden sind, um dem abgetretenenGebiete
und auch dem Kreise Monschau in Zukunft alle möglichen Erleichterungen auf der einzigen, ihm
nicht mehr gehörendenBahn zu ermöglichen.

Es wurde ferner der Versuch gemacht, daß die bewohnte»Teile, die westlich der Bahn
gelegenenTeile des Kreises — ein Teil des Dorfes K«lterherberg, das ganze Dorf Mütznich und
ein Teil des Dorfes Lammersdorf — Enklaven werden sollten, die ringsum einerseits von der Bahn,
andererseits von der belgischen Grenze vollständig eingeschlossen waren. Meine Herren, daß eine
solche Regelung für die betreffenden Bewohner zu fortwährenden seelischen Bedrückungen führen
würde, liegt auf der Hand, wenn sie zwischen sich und ihrem Vaterlande eine Grenze wissen, die
sie eben ohne besondereSchwierigkeitennicht überschreitenkönnen.

Meine Damen und Herren! Mag man noch so viele Erleichterungenversuche», alle diese
Erleichterungen siud nicht imstande, die wirtschaftlichen,die völkischen, die seelischen und kulturellen
Erschwernisse zu beheben, sondern das vermag allein die restloseBelassung des Kreises Munschau
beim deutschen Vaterlande. (Zustimmung.)

Meine Damen und Herren! Ich sagte eben schon: Wir wollen damit kein Unfriedens¬
wort anklingen lassen, im Gegenteil, ich möchte besonders erwähnen, daß es Friedensworte sein
sollen, die wir in die Welt hinausschickcn. Wir alle siud vom Frieden beseelt. Nicht Haß treibt
uns an, immer wieder auf der Beanspruchung unseres Rechts zu beharre». Die Grenzbewohner
sind vielleicht in erster Linie in Zukunft berufen, gerade durch ihre friedlicheGesinnung den tief,
gehenden Haß, wie er in der Welt entfacht worden ist, zu dämpfen oder gänzlichauszulöschen. Die
Grenzbewohnersind friedlich gesinnt, sie wollen ein friedlich-nachbarlichesVerhältnis herbeiführen.

20
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Aus diesem Geiste heraus, nur um eiu friedlich-schiedliches nachbarlichesVerhältnis herbei¬
zuführen, das uns unser Recht läßt, schlagen wir Ihnen eine Resolution vor, auf deren Boden sich,
wie ich ausdrücklich sagen darf, alle vier Parteien des Hauses gestellt haben. (Abgeordneter
Dr. Köttgen: Bravo!) Die Entschließunglautet:

„Der Provinziallandtag wolle folgende Resolution annehmen:
Die Kommissionzur Festsetzung der deutsch-belgischenGrenze hat im März dieses Jahres
beschlossen, die einzigeBahn des Kreises Monschau Naeren-Kalterherberg, zugleich dessen
einzige Verbindungsbahn mit dem Mutterlande, Belgien zuzuteilen. Der Botschafterrat
hat den Beschluß bestätigt.

Diese Entscheidung widerspricht nicht nur dem klaren Wortlaut des Friedens-
ueitrages, nach dem der Kreis Monschau restlos bei Deutschland zu verbleiben hat,
sondern auch dem entschieden ausgesprochenenWillen der beteiligten Bevölkerung. Sie
ist nicht nur ein schwerer Eingriff in die Rechte und Gefühle der Zusammengehörigkeit
des unmittelbar betroffenen Gebiets mit Deutschland, sondern bedeutet auch deu wirt¬
schaftlichen Ruin des Kreifes Monschau und seiner Gemeinden. Sie verletzt darüber
hinaus lebenswichtige Interessen des Hinterlandes des Kreises Monschau uud des Stndt-
und LandkreisesAachen und damit der gesamten Rheinprovinz.

Der 59. Rheinische Provinziallandtag protestiert entschieden gegen diese offen
sichtliche Verletzung von Recht und Gerechtigkeitund erwartet von der Reichs regieruug,
daß sie auf der vollen Wahrung der uns nach dem Friedensvertrag noch verbliebenen
Rechte beharrt".

Ober-Präfident von Groote: Meine Damen und Herren! Der Herr Berichterstatter hat
eingangs seiner Ausführungen bemerkt, es habe ihn befremdet, daß in meiner Eroffnuugsrede ein
Gruß nur an die von uns abgetrennten Bewohner der Kreife Eupen und Malmedy gerichtetworden
sei und nicht auch an die Bewohner des gleichfalls von uns abgetrennten Teiles des Kreises
Monschan.

Zur Erklärung möchte ich darauf hinweisen, daß ursprünglich, und zwar in engstem
Zusammenhange mit dem Wortlaut des sogenanntenFriedensvertrages von Versailles, nur von den
KreisenEupen und Malmedy die Rede gewesen ist und daß erst nachher im Wege einer sogenannten
Grenzfestsetzung ein Teil des Kreises Monschau von dem gleichenSchicksalbetroffen wurden ist.

Meine Damen und Herren! Ich möchte es als selbstverständlich erklären, daß der Gruß,
den ich an die Bewohner des Kreises Eupen und Malmedy gerichtet habe, in gleicher Weise auch
den von dem gleichen Schicksal betroffenenBewohnern des Kreises Monschau gelten sollte. (Beifall.)

Stellvertretender VorfitzenderDr. Kaiser: Eine Wortmeldung liegt nicht mehr vor. Ich
stelle die einstimmigeAnnahme auch dieses Antrages fest.

Wir kommenzu Nr. 18:
Antrag der Kommission für das Landesarbeits- und Bernfsamt zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses, betreffend Organisation
und Sitz des Landesarbeits- und Berufsamts der Nheinprovinz,

Berichterstatter ist Herr Beigeordneter Eichhoff.
AbgeordneterEichhoff: Meine Damen und Herren! Ich möchte znuächst es als nützlich

an,ehen, die beiden Städte Köln und Düsseldorf gegen den Verdacht i» Schutz zu nehmen, daß es
Vch hier um emen von einer der beiden Städte hervorgerufenen Streit handelt. Ich möchte viel¬
mehr betonen, daß die Streitfrage, über die Sie hier ein schiedsrichterlichesGutachten abgeben
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sollen, hervorgerufen ist durch ein Durcheinander von Verfügungen der Staatsregierung. Ich halte
es fiir notwendig, in aller Kürze Ihnen den Beweis dafür anzutreten.

Ich muß von dem ansgehen, was ursprünglich bestandenhat, und zwar bestand seit 1897
in Düsseldorf „der Verband zur Förderung des Arbeitsnachweisesim Rcgieruugsbezirt Düsseldorf",
und als sich die Notwendigkeitherausstellte, auch iu den anderen Regiernngsbezirkenähnliche Ein¬
richtungen zn schaffen, da sprach sich im August 1910 der Herr Handclsminister für eine Verein
heitlichung des Arbeitsnachweises iu der ganzen Provinz aus, und es wurde auf Oruud von
besonderenVerhandlungen ein einheitlicherVerband für die Rheinprovinz gegründet. Man einigte
sich schiedlich-friedlich dahin, daß der Sitz des Verbandes Köln sein sollte uud daß der Geschäfts
sichrer des alten Düsseldorfer Verbandes, der sich nunmehr auflöste, übernommen werden füllte.
Als durch die Besetzungder Nheinlande im Dezember 1918 der Verkehr zwischen dem besetzten und
dem unbesetzten Gebiet erschwert wurde, wurde in Düsseldorf eine Zweigstelle des Verbandes ins
Leben gerufen, die einen großen Teil der Arbeiten des RheinischenArbeitsuachweisverbandcsüber¬
nommen hat. Nun kam in diesen Zustand eine Verordnung der Herren Minister des Innern, der
Landwirtschaft und für Handel und Gewerbe über „Arbeitsnachweife" vom 12. September 1919,
wonach Provinzialämtcr für Arbeitsnachweis vorgeschrieben wurden. Und in dieser Verfügung ist
für die Rheiuprovinz im 8 17 Düsseldorf als Sitz bestimmt. Der Sitz der bisherigen Einrichtung
war Köln gewesen, in der Verordnung wurde Düsseldorf als Sitz bestimmt Nunmehr löste sich
der Verband in Köln auf, weil er ja zwecklosgeworden war, und übertrug seiue Rechte und
Pflichten auf das neue Proviuzialamt. Nach Fassung des Auflöfungsbefchlusses des alten Verbandes
in Köln ergab eine Probeabstimmung, die ja bei der Entscheidung des Ministers nur nebensächlichen
Wert hatte, daß eine größere Mehrheit für Köln war, daß 19 Stimmen für Köln und 11 für
Düsseldorf waren. Der RheinischeProvinzialausschnß hat dann ans Grund der Verordnung vom
12. September 1919 ein „Landesarbeits- und Berufsamt der Rheinprovinz" iu Düsseldorf ein¬
gerichtet und entfprcchendder Verordnung Düsseldorf als Sitz bestimmt „bis zu einer anderweitigen
gesetzlichen Regelung" Diese „anderweitige reichsgcsetzlicheRegelung", möchte ich hervorheben,hat
aber nichts zu tun mit der Frage, welche der beiden Städte nunmehr Sitz des Amtes bleiben oder
sein soll. Ende Dezember 1919 wurde die Geschäftsstellevon Köln nach Düsseldorf verlegt und,
nachdem die Einrichtung in Dttsfeldorf erfolgt war, erging unterm 11. März 1920 ein gemein¬
samer Erlaß der vorher genannten drei Minister, wonach nunmehr das Lcmdesarbeitsamtseinen Sitz
»n Köln haben sollte. Diesen, Erlaß zu entsprechen, hat der Provinzialausschnß mit 11 gegen 4
Stimmen abgelehnt mit der Begründung, daß, nachdem das Landesarbeitsamt einmal eine Pro-
viuzialeinrichtung geworden sei, die Minister nicht einseitig eine Verlegung dieses Provinzialamtes
herbeiführen könnten. Außerdem ist auch iu dem Beschluß schou darauf hiugewieseuwordeu, daß
«ie Verlegung unnütze Kosten verursachenwürde. Es haben dann Besprechungenstattgefunden, und
^ ist schließlich angeregt worden, zur Entscheidungder Frage den Provinziallandtag zu befragen.
Deshalb wird Ihnen die Drnckfache Nr. 43 vorgelegt.

Meine Damen und Herren! Wir haben iu der Kommission die Frage eingehend besprochen,
und die Kommission hat sich in ihrer Mehrheit, und zwar gegen zwei Stimmen für die Bei¬
behaltung von Düsseldorf entschieden, und zwar neben der Erwägung, daß nach Ansicht der Mehrheit
durchschlagendeGründe für Köln nicht fprechen, aus finanziellen Gründen. Diese finanziellen
Gründe hat die Mehrheit der Kommissionin den Vordergrund ihrer Erwägungen gestellt.

Aber ich muß betoueu, daß seitens der Befürworter von Köln doch Gründe angegeben
worden sind, an deneu mau nicht ohne weiteres vorbeigehendarf. Seitens der Befürwort« einer

20»
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Verlegung des Amtes nach Köln ist insbesonderedarauf hingewiesenworden, daß die Begründung,
die Sie in Drucksache Nr. 25 auf Seite 4 finde», wonach es heißt, daß Düsseldorf hauptsächlich
wegen seiner bevorzugten Stellung im westdeutsche,, Industriegebiet in Frage käme, nicht ohne
Einschränkunganerkcmut werden könne. Das Kommissionsmitgliedhat besondersdarauf hingewiesen,
daß, wenn man zu diesem Industriegebiet das Siegerland und das Braunkohlengebiethinzunähmc,
von einer bevorzugte,,Stellung Düsseldorfs in, westdeutschen Industriegebiet nicht ohne Einschränkung
gesprochen werden könnte. Es ist weiter darauf hingewiesenwurden, daß Köln demgegenüberauf
seiue führende Stellung in, kaufmäunifchenLebe,, der Provinz verweiseu könne. Und von einen,
anderen Befürworter von Köln ist darauf hingewieseu wurden, daß ein solches Amt da liegen müsse,
wo es die für die Erfülluug seiner Aufgabe,, »otweudigen Einrichtungen vorfände. Dies, ist aus¬
geführt worden, träfe für Köln zu. Es ist auf die Universität verwiesenworden, auf das sozial«
wissenschaftliche Forschungsinstitut; es ist auch auf die Nähe der Bonner Universität und der
Bonner landwirtschaftlichenHochschule hingewiesenworden. Sehr beachtenswert waren ferner die
Ausführungen eines Mitgliedes, das darauf hinweifen konnte, daß die Entwickelung des rheinisch-
westfälische,, Industriegebiets vermutlichzur Errichtung eines besonderen Amtes in Düsseldorf führen
werde. Die Kommissionhat sich aber in ihrer Mehrheit von dieser Erwägung nicht leiten lassen
und sich nicht aus dieser Erwägung für Köln entfcheideu könne,,, da die Frage der Errichtung eines
solchen besonderenAmtes sich heute nicht übersehen läßt und da sich auch nicht sagen läßt, daß,
wenn das bestehende Amt nach Köln kommen sollte, dieses Amt etwa Düsseldorf zufallen müßte.
Es ist weiter darauf hingewiesenworden, uud auch das ist erheblich, daß vom Standpunkte der
Beziehuugeu des besetzte,, Gebiets zum »«besetzte,, Gebiete auch an die Frage herangetreten werde,,
köuue und müsse. Aber auch da gingen die Meinungen auseiuaudcr, was wertvoller sei, ob der
Verkehr aus dem unbesetzten ins besetzte Gebiet oder die in größerem Maße gesicherte Möglichkeit,
im „„besetzte»Gebiet mit den Reichs nnd Landesbehörden in Verbindung zu bleiben, wenn zum
Beispiel die Besatznngsbehördcwieder die Grenze des besetzte,, Gebiets gegen das „„besetzte Gebiet
absperre» würde.

Wie ich schon sagte, hat aber die Mehrzahl der Kommissionsmitgliedcr, obwohl sie das
Gewicht dieser Gründe in keiner Richtung verkannt hat, sich doch aus finanziellen Gründen für
die Beibehaltung von Düsseldorf entschieden,weil ein durchschlagenderGrund für Köln von der
Mehrheit nicht anerkannt werden konnte. Es wurde von verschiedene,, Seite,, ausdrücklichdarauf
hingewiesen,daß die Provinz sparsam wirtschaften müsse, daß mau sich daher uicht ohne wichtige
Gründe die mit erheblichenUnkosten verbundene Verlegung des Amtes nach Köln leisten könne.
Auch die Frage der Unterbringung des Amtes hat gewisse Bedenken hervorgerufen und schien der
Mehrheit nicht genügend gesichert Allerdings ist uns von Seiten der Stadt Köln erklärt worden,
daß sie hoffe, die entsprechenden Aüroräume von der Nesatzungsbehördefrei zu bekommen. Aber
eine unbedingte Sicherheit für die Einlösung dieses Versprechensschien uns nicht gegeben zu sein.
Es wurde bei der Gelegenheit auch auf die Erfahrungeu anderer Behörden, zum Beispiel der Landes-
bnuk, hingewiesen,die auch in Köln ein Unterkommen nicht hat finden tonnen. Keinerlei Zusage
— und das war für die Mehrheit auch vuu besonderer Bedeutung — konnte nach Lage der Sache in der
Richtung gemacht weiden, daß die Beamten, die in ihrer Mehrzahl heute in Düsseldorf wohnen,
voraussichtlichiu absehbarer Zeit in Köln Wohnung finden würden.

Unter Hervorhebung dieser finanziellen Gesichtspunkte nnd uuter weiterer Hervorhebung
der Unterbringungsschwierigkeitenschlägt daher die Kommissionmit 13 gegen 2 Stimmen Ihnen vor.
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sich für die Beibehaltung des Sitzes in Düsseldorf auszusprecheu. Sie finden diesen Autrag in
der Drucksache Nr. 43 unter a. Der erste Satz:

„Der Provinziallllndtag wolle von der Organisation des Landesarbeits- und Berufsamtes
für die RheiuprovinzKenntnis nehmen" bezieht sich eben darauf, daß das Amt inzwischen
in Düsseldorf eingerichtetist.
„Die Kommissionist der Meinung, daß das Landesarbeits- und Berufsamt in Düsseldorf,
am Sitz der Provinzialverwaltuug, zu belassen ist; dabei ist aber eine organische
Dezentralisation, soweit sich das Bedürfnis dazu herausstellt, offen zu lassen".

Was diesen weiterenSatz angeht, meine Damen uud Herren, so haben wir uns auch über
die Möglichkeit einer Teilung des Amtes, sei es in vertikaler, sei es in horizontaler Richtung, aus¬
gesprochen. Es ist von dem Vertreter des Herrn Reichsarbeitsministers dazu eine überzeugende
Ausführung gemacht wurden. Er hat uns nachdrücklich davor gewarnt, etwa die Verwaltung des
Landesarbeits- und Berufsamtes zu teilen, etwa diese Verwaltung bezirksweisezu teilen und ein
Amt «ach Düsseldorf, eins nach Köln, eins nach Coblenz ufw. zu legen. Er hat darauf hin¬
gewiesen, daß die Regierung besonderenWert darauf lege, tüchtige und leistungsfähige Organe zu
haben, die in Verbindung mit der Pruvinzialverwaltung standen und die unter anderen die Fragen
der Wohlfahrtspflege und Siedlung in Beziehung zu der Provinzialverwaltuug besser lösen könnten.
Dagegen hat es der Herr Vertreter des Reichsarbcitsministeriums für durchaus möglich, ja für
erwünschtgehalten, da, wo die praktische Beeinflussung des Arbeitsmarktes in Frage kommt, den
interlokalen Verkehr durch lokale Abzweigungen zu dezentralisieren. Das heißt: da dieses von
Düsseldorf aus ausgeschlossen sein würde, so würde die Entwickelung, wenn diesem Oedankengang
gefolgt würde, vermutlich dahin gehen, daß Fachabteilungeu, z. B. für kaufmännische Angestellte
und für Landwirtschaft, außerhalb Düsseldorfs errichtet werden. Die Kommission war sich einig
darin, daß hierfür nach seiner Lage in erster Linie Köln in Frage kommenwürde.

Was den Absatz d anbetrifft, so habe ich dazu uoch folgendes zu bemerken. Die Frage
der Arbeitsnnchweisiimter wird demnächst reichsgesetzlich geregelt werden, und dann müssen die
Arbeitsausschüsse,die heute bestehen,vermutlich durch die Prouinzialausschüsseneu gewählt werden.
Die Anregung unter d bezweckt daher, möglichstdahin zu wirken, daß die erfahrenen Mitglieder
der bisherigen Fachkommissionen an den Neubildungen nach Möglichkeitbeteiligt werden.

Der ganze Antrag, wie er Ihnen vorgelegt wird, lautet danach:
„Der Provinziallandtag wolle
») von der Organisation des Landesarbeits- und Berufsamtes für die Rheinprovinz

Kenntnis nehmen.
Die Kommissiunist der Meinung, daß das Landesarbeits- und Berufsamt in

Düsseldorf, am Sitz der Provinzialverwaltuug zu belassen ist, dabei ist aber eine
organische Dezentralisation, soweit sich das Bedürfnis dazu herausstellt, offen zu lassen,

K) Es wird angeregt, daß demnächst bei Neuwahl des Verwaltungsansschussesdes Landes¬
arbeits- und Berufsamtes auf Gruud des ueuen Reichsgesetzes Mitglieder der Fach¬
tommissionzu Verwaltungsausschußmitgliedernbestellt werden".

Stellvertretender VorsitzenderDr. Kaiser: Eine Wortmeldung hierzu liegt nicht vor.
Ich stelle auch hier die Annahme des Antrags fest.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 19:
Antrag der IV. Fachkommission, betreffend Instandsetzungskosten von
Gemeiudewegen,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterWeismüller.
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Abgeordneter Weismüller: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie
mir, in Kürze auf eine große Sorge der Gemeinden des besetzten Gebiets aufmerksamzu machen.

Durch die Besatzung haben die Gemeindewegein ganz außerordentlicherWeise gelitten.
An erster Stelle wird durch diesen Schaden die Landwirtschaft betroffen. Dieser Umstand hat die
Fachkommission IV veranlaßt, hier Ihnen diese große Sorge der Gemeinden durch mich vortragen
zu lasfeu. Zur Beseitigung dieser Schäden waren seitens des Reiches erfreulicherweisebedeuteude
Mittel zur Verfügung gestellt worden, die zum Teil schon von den Regierungen ausgezahlt und
auch schon vorschußweiseden Kreisen zugegangen sind. Seitens der Verwaltungsbehörden wurde
nnn eine rege Tätigkeit entwickelt,um die Gemeinden zu einer möglichst vollständigen und aus¬
giebigen Beseitigung der Schäden zu veranlassen. Dies ist geschehen. Die Gemeinden haben einen
großen Teil der Schäden, soweit es ihuen bisher möglich war, schon beseitigt, allerdings bei weitem
noch nicht die ganzen Schäden. Run schlug in diese sehr erfreuliche Arbeit wie ein Blitz aus
heiterem Himmel eine Entscheidung des Reichswirtschaftsgerichts,die ich Ihnen wohl auszugsweise
mitteilen darf.

„Wenn lediglich eiue passive Leistung der Gemeinde in dem Sinne vorliegt, daß sie die
erhöhte Abnutzung der Straßen durch den gesteigertenVerkehr der Besatznng dulden mußte, ist eine
Vergütung der Instandsetzungskostennicht möglich". Der zweite Teil der Entscheidung lautet:
„Liegt dagegen eine aktive Leistung der Gemeinde in dem Sinne vor, daß sie auf Anfordern der
BesatzuugsoehördenStraßenbau- und Instandsetzuugsarbeiteu zu leisten hatte, so ist eine Vergütung
insoweit möglich, als die Gemeinde auf Grund der Anforderung der Besatzung mehr geleistet hat,
als sie auf Grund ihrer Straßenbau- und Unterhaltuugspflicht im Augenblick der Anforderung
ohnehin zu leisten gehabt hätte".

Meine Herren! Diese Entscheidung des Reichswirtschaftsgerichts ist au sich nicht ver¬
ständlich, Zie selbst nennt anch die passive Dnldung der Schäden eine passive Leistung. Wie
kann uuu eine Gemeinde nicht entschädigtwerden, wenn sie tatsächlich ohne ihren eigenen Willen
nud ohne ihr Zntuu seitens der Besatzungbehörden geschädigtwird? Dann könnten auch in anderen
Fällen, zum Beispiel im Tumultschadengesetzusw., wo immer eine passive Leistung seitens der Be¬
troffenen vorliegt, Entschädigungennicht gezahlt werden.

Der zweite Fall, daß die Gemeinden derartige Schädigungen ans Veranlassung der Bc-
satzuugsbchürdeureparieren, liegt in den seltenstenFällen vor. Die Folge ist, daß die Arbeiten
nicht mehr furtgesetzt werden können, daß die Gelder nicht mehr ausgezahlt werden dürfen, daß
endgültige Feststellnngsbcscheideüberhaupt uicht getroffen werden tonnen. Der Reichswirtschafts-
minister hat angeordnet, daß gegen alle derartigen Feststellungsbescheide die Entscheidungdes Reichs¬
wirtschaftsgerichtsangerufen werden soll. Die Entscheidung ist eine endgültige, eine höhere Instanz
gibt es uicht. Die Folge ist, daß gegenwärtigeine Abäuderuug dieses Zustandes nicht eintretet kann-

Die Folgen sind nun nicht zu übersehen. Sie sind in wirtschaftlicherBeziehung ganz
außerordentlich. Wie sollen die Gemeinden entschädigtweiden, welche die Arbeiten gemacht haben?
Was soll mit den anderen Wegen geschehen, deren Instandsetzung noch nicht in Augriff genommen
wurden ist? Die Gemeinden sind unter keinen Umständen in der Lage, die außerordentlichenLasten
M tragen, denn, meine Herren, gerade in meinem Bezirk, in der Eifel, haben einzelne Gemeinden
bis zu 12, 13. 14 Km Gemeiudewege,und die kolossalen Schäden, die durch die Besatzung dort
verursacht sind, zu beseitigen, ist die Gemeinde gänzlich außerstaude. Nebeu der wirtschaftlichen
Henachtelllgung wird aber auch eine außerordentliche Beunruhigung der Bevölkerung durch tuese
Maßnahme erzielt werden. Teilweise haben die Gemeinden schon etwas von den Vorschüssen
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bekommen, teilweise haben sie ganz außerordentlicheArbeiten ausgeführt und sollen nnn nichtsbekommen.

Eine Aenderung dieses Zustandes wird nur möglich sein durch Abänderung des Okkupatious-
leistungsgesetzes. Der FachausschußIV schlägt Ihnen deshalb folgende Resolution vor. Er bezweckt
damit eine Stärkung des Standpunktes der Verwaltungsbehördenund aller derjenigen, die mit der
Sache zu tun haben. Es wird für sie außerordentlich wertvoll sein, wenn auch der Provinzial-
lcmdtag sich auf ihren Standpunkt stellt und folgendeEntschließungannimmt:

„Der Provinziallandtag hält die durch Entscheidungdes Reichswirtschaftsgerichtsvom
29. Oktober 1920 geschaffene Rechtslage, wonach eine Vergütung der Wegeinstand¬
setzungskosten nicht möglich ist, wenn lediglich eine passive Leistung der Gemeinde in
dem Sinne vorliegt, daß sie die erhöhte Abnutzungder Straßen durch den gesteigerten
Verkehr der Besatzung dulden mußte, für gänzlich unhaltbar. Diese Entscheidung
bedeutet eine außerordentlicheBenachteiligung des besetzten Gebietes. Sie beruht auf

einer überaus künstlichenAuslegung des Otkupationsleistungsgesetzes vom ^ <^? - ^x,

welche den wirtschaftlichen und politischen Zweckgedanken des Gesetzes völlig außer
acht läßt.

Da der Senat für die besetzten Gebiete an dieser Entscheidungfesthalten wird und
es keine höhere Instanz gibt, so wird nur durch Abänderung des Okkupationsleistungs-
gesetzes eine anderweite unbedingt erforderlicheRegelung erfolgen können".

VorsitzenderDr. Adenauer: Ich stelle die Annahme fest. Ich darf darauf aufmerksam
machen, daß wir noch einige Pnnkte zn erledigen haben. Wir wollen uus bemühen, auf alle Fälle
bis V26 Uhr fertig zu werden.

Wir kommen zu Nr. 20:
Antrag der IV. Fachtommission, betreffend Besetzung der Stellen der
Fleischbeschauer mit Kriegsbeschädigten.

Berichterstatter AbgeordneterOdenthal'Opladen: Meine Damen und Herren! In Druck¬
sache Nr. 41 unterbreitet Ihnen der FachausschußIV folgendenAntrag:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
Provinzialausschuß möge darauf hinwirken, daß die Gemeinden PP. die Stellen der
Fleischbeschauerbei einer Vakanz vorzugsweisesolchenKriegsbeschädigtenübertragen,
die sich dazu eignen nnd denen man damit, da sie zum Berufswechselgezwungensind,
eine Ezistenzmöglichkeit schafft".

Meine Damen und Herren! Es wirkt außerordentlich deprimierend auf das Gemüt des
Kriegsbeschädigten,der arbeitsunfähig ist, wenn er seine Unterstützung von der Gemeinde Hin-
Nehmen muß, ohne auf der anderen Seite eine Gegenleistungin Form seiner Arbeitskraft zu bieten.
Diesem abzuhelfen ist möglich,da der Schwerbeschädigteund teilweise Arbeitsunfähige wohl in der
^.°ge ist, das Amt des Fleischbeschauersbei der erforderlichenAusbildung noch auszuüben. Ich
bitte Sie deshalb kurz, de» Antrag anzunehmen und so diesen Leuten einen Lebensinhalt zn geben.

Vorsitzendervr. Adenauer: Das ist beschlossen.
Wir kommenzu Nr. 21:

Antrag der Wahlprüfuugskommission zu den stattgefundenen Neuwahlen
zum Provinziallandtag.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHavenstein.
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Abgeordneter Haveusteiu: Meine Damen und Herren! Die Wahlhandlungen in den
einzelnenStadt- und Landkreisender Provinz, wie sie im vergangenenHerbst vorgenommenworden
sind und zur Nildung des hohen Hauses in seiner gegenwärtigen Zusammensetzunggeführt haben,
sind von dein Herrn Landeshauptmann einer Vorprüfung unterzogen worden. Diese Prüfung hat
keiueu Mangel gezeigt und deshalb zu Beanstaudunge» nicht gefühlt. Der Wahlprüfungskommission
lagen die Akten vor, und die Mitglieder hatten Gelegenheit, die Wahlakten einzusehen und sich
von dem ordnungsmäßigen Verlauf der Wahlen in den einzelnen Wahlbezirken zu überzeugen.
Das ist geschehen. Auch diese Prüfung hat Mängel nicht gezeigt und deshalb zu Beanstandungen
nicht gefühlt. Wenn Sie, meine Damen und Herren, sich auf denselben Standpunkt stellen, dann
hätte das hohe Haus seiner gesetzlichenVerpflichtung aus H 23 der Provinzialordnung, wonach das
Haus die Legitimation seiner Mitglieder von Amtswegeu zn prüfen hat, hiermit genügt.

Im besonderen befaßte sich die Wahlprüfungskommissionmit einem Einspruch, dem einzigen
Einspruch, der eingelegt worden ist, aus dem LandkreiseAachen. Im LandkreiseAachen hatte die
Wahl am 24. September uuter dem Vorsitz des kommissarischen Landrats stnttgefuudeu. Es hatten
drei Wahlvurschlägevorgelegen, die ordnungsmäßig geprüft und als zulässig erachtet waren. Gegen
diese Wahl, die zur Wahl von vier Landtagsnbgeurdncten der Liste der Zentrumsfrattion geführt
hatte, hat am 26. September der Vorfitzende der sozialdemokratischenKreistagsfrnktion, Herr
Flaeschner. Einspruch erhöbe», uud zwar beim Herrn Vorsitzendendes Provinzinlausschnsses, Vou
dem Herrn Vorsitzendendes Provinzialausschusses wurde die Sache an den Herrn Landeshaupt¬
mann abgegeben. Der Herr Landeshauptmann hat von deni Einspruch dem Herrn Ober-Präsidenten
Kenntnis gegeben und die Akten eingefordert. Erst durch Schreiben vom 13, November hat der
Lnndrat des LandkreisesAachen von dem Einspruch offiziell Kenntnis erlangt, nachdem er selbst
am 14. Oktober, nach Ablauf der zweiwöchigen Einspruchsfrist amtlich bescheinigthatte, daß Ein¬
sprüche gegen die Wahl nicht erhoben seien.

Der 8 23 der Provinzialordnung schreibt vor, daß gegen das stattgehabte Wahlverfahren
jedes Mitglied der Wahlversammlung innerhalb zwei Wochen Einspruch bei den« Vorsitzendendes
Wahluorstllndes erheben taun. Die Wahlprüfungskommissionstand auf dem Staudpunkt, gestützt
auf Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts nnd auf Abhandlungen in kommunalen Fach-
blättern, daß die Vorschriften für ein Wahlgesetzzwingender Natur sind. Die Kommissionhat sich
auf den Standpunkt gestellt, daß ein Formfehler vorliegt, weil der Einspruch entgegen der Vor¬
schrift nicht bei dem Vorsitzendendes Wahlvorst'nndcs, sondern bei einer tibergeordnetenStelle ein¬
gelegt ist. daß er zum mindesten nicht innerhalb der zweiwöchigen Einspruchsfrist an die ordent¬
liche Stelle gelangt ist, und hat deshalb sich schlüssig gemacht, Ihnen zn empfehlen, den Einspruch
als unzulässig zu verwerfen.

In eine materielle Prüfung des Einspruchs einzutreten, lag deshalb keine Möglichkeitvor,
weil dem Einspruch jegliche Begründung und jegliche Substanzierung fehlt. Wollte man uicht aus
diesem formalen Grnnde zur Verwcrfuug des Einspruchs kommen, so wäre hente nur die Vertagung
möglich, zur Vornahme weiterer Ermittelungen in tatsächlicherBeziehung. Die Kommission hat
sich indessen auf den formalen Standpunkt gestellt und empfiehlt Ihnen, den Wahleinspruch als
unzulässigzu verwerfen aus den Gründen, die ich Ihnen eben dargelegt habe.

Es wurde iu der Kommission von einen, Mitglied das Bedauern darüber ausgesprochen,
»atz der Einspruch nicht von dem Herrn Vorsitzendendes Provinzialausschusses gleich nach Eingang
dem yerru kommissarischen Landrat zugefertigt worden ist, da danu unter Umständen die Möglich-
t°'t vorgelegenhätte, daß innerhalb der Frist von zwei Wochen die Einsprüche rechtzeitig. f"st-

,
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gerecht und bei der richtigen Stelle eingegangen wären. Die Wahlprüfungskommifsionhat zwar
von diesem Bedauern Kenntnis genommen, sich jedoch auf den Standpunkt gestellt, daß diese
Betrachtungen für die Entscheidungunmaßgeblichsind, da sich die Kommissionbei ihrer Prüfung
nur auf den gegebenen Tatbestand stützen kann nnd nicht auf einen Tatbestand, wie er sich unter
gewissen Eventualitäten hätte bilden können.

Deshalb schlägt die Kommissionvor:
„Der Provinziallandtag wolle die stattgefundenenNeuwahlen zum Provinziallandtag
für gültig erklären, dabei den Einspruch des Vorsitzenden der fozialdemotratischenKreis-
tllgsfraktion Flaeschner in Stolberg (WahlbezirkAachen>Land)gegen das am 24. Sep¬
tember 1920 stattgehabte Wahlvcrfahren verwerfen,da dieser nicht form- und fristgerecht
bei der vorgeschriebenen Stelle eingebrachtworden ist".

VorsitzenderDr. Adenauer: Sie treten diesem Beschlußbei.
Wir kommen zu Nr. 22:

Anträge auf Entlastung von Rechnungen und Genehmigung der vor¬
gekommenen Haushllltsplanüberschreitungen.

Abgeordneter Dr. Lembke: Namens der I. Fachkommission beantrage ich, die Entlastung
der dieser überwiesenenRechnungen anszusprechen.

Abgeordneter Nahmen: Die der Fachkommission II«, überwiesenen Rechnungen sind
von dieser als sorgfältig aufgestellt und von dem Rechnuugsdirektorund dem Provinzialausschuß
geprüft und richtig befunden worden. Im Namen des Fachansschufsesschlage ich vor, der
Verwaltung bezüglich dieser Rechnungen unter Genehmigung der EtntsttberschreituugenEntlastung
zu erteilen.

Abgeordneter Rings: Ich kann dasselbe in bezng auf die unter Nr. 37—59 der Fach¬
kommission Ild überwiesenenRechnungen der Heil- und Pflegeanstalten usw. sagen und beantrage
Entlastung.

Abgeordneter Steinbüchel: Ich bitte namens der III. Fachkommission um Entlastung.
Die Rechnungen sind von uus geprüft und in Ordnung gefunden worden. ,. ^ ,

Abgeordneter Kemmann: Namens der IV. Fachkommissionbitte ich d,e Rechnungen
Nr. 67-73 zu entlasten Ich habe die Rechnungen geprüft und in Ordnung gefunden. Außer¬
dem habe ich die Rechnung über die Viehseuchenentschädignngen für 1919, die fertig war geprüft
und auch diese als ordnnngsmähig geführt befunden. Namens der IV. Fachkommission beantrage
ich. die Verwaltung bezüglich der Rechuuuge« zu eutlasten und d,e vorgekommenenEtatsüber-
schrcitungenzu genehmigen. „^ . -> <-,

VorsitzenderDr. Adenauer: Zunächst hat der Herr Abgeordnete Hagen uns noch emen
Antrag zu unterbreiten, der nicht auf der Tagesordnung steht. Ich uehme aber an, daß tem
Widersprucherfolgt.

A^2^.^^M: D^d Herren' Die ' ^^^n ist der
Anficht, daß diejenigenAbgeordneten, welche dnrch die Teilnahme an den Sitzungen des Provinzm!^
l°"dtags einen Lohuansfall erleiden, einen Anspruch darauf haben, daß ihnen diefer Lohnau fall
ersetzt wird. Die I. Fachkommissionschlägt deshalb dem Provinziallandtag vor, als Lohnansfall
die runde Summe von 60 Mark pro Tag zu zahlen.

Wenn Sie damit einverstandensind, schlägt die I. Fachtomnnfsion^hnen ferner vor, den
""sansässigc,, Mitgliedern des Provinziallandtags. wie ursprünglich beantragt, stntt 25 Mark
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50 Mark Tagesdiäten zu zahlen, und zwar mit Rücksichtauf die bestehendeTeuerung, weil die
betreffendenHerren ja ihre Mahlzeiten außerhalb des Hauses einnehmen müssen.

Ich hoffe, daß Sie mit beiden Anträgen einverstandensind.
VorsitzenderDr. Adenauer: Das ist beschlossen.
Dann hat Herr Abgeordneter Mönnig namens des Aeltestenausschussesauch noch einen

Antrag zu stelle«, der nicht auf der Tagesordnung steht. Auch dagegen besteht kein Widerspruch.
Das Wort hat Herr Mönnig.

AbgeordneterMönnig: Der Aeltestenausschußempfiehlt Ihnen folgenden Veschlußentwurf:
„Der Prooiuziallaudtag wählt die drei Provinzialkommissionengemäß 8 99 der Pruvinzial-
ordnung von je 7 Mitgliedern, denen die Aufgabe zuteil wird, der Verwaltung in
den Angelegenheiten

a) der Provinzialanstalten, gehörend zum Arbeitsgebiet der FachkommissionII»,
t>) der Provinzialanstalten, gehörend zum Arbeitsgebiet der FachkommissionIII»,
o) des Arbeitsgebietes der FachkommissionIII

beratend zur Seite zu stehen".
Vorsitzender Nr. Adenauer: Damit ist der Antrag, der gestern bezüglich der einen

Kommissiongefaßt worden ist, ergänzt. Sie hatten gestern beschlossen, daß der Aeltestenausschuß
die Zahl der Kommissiousmitgliederfestsetzen soll. Er hat sich auf 7 geeinigt. Die Kommission
würde wohl zu wählen sein.

Das Programm ist für morgen folgendes:
11 Uhr Sitzung der Autonomiekommisfion,
11'/4 Uhr Aeltestenausschuß,
11V2 Uhr Schlußsitzunghier, die voraussichtlichum 12'/2 Uhr fertig ist.

Das Wort hat nochmals Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
Abgeordneter Dr. Hagen: Meine Damen und Herren! Ich werde darauf aufmerksam

gemacht,daß auch eine Reihe von Herren hier sind, die sich in ihrem Amt vertreten lassen müssen, und
zwar für die ganze Dauer, wo sie hier sind. Sie müssen dafür zirka 50 Mark Vertretungskosten
pro Tag zahlen. Ich glaube, daß es sich im ganzen um etwa 6 bis 8 Herren handelt. Ich
sehe mich als Vorsitzender der I. Fachkommission genötigt, nachdem ich Ihnen eben die zwei Anträge
unterbreitet habe, Ihnen auch noch diesen Antrag zu unterbreite». Ich nehme an, daß Sie des
geringen Gegenstandes wegen mit meinem Vorschlage einverstanden sind.

Vorsitzender Dr. Adenauer: Wird Widerspruch laut? Das ist nicht der Fall. Ich
stelle Ihre Zustimmung fest. Da das Wort nicht mehr gewünscht wird, schließe ich die Sitzung.

(Schluß 5 Uhr 37 Minuten.)
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